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1 Tenor 

 Auf Antrag der KLAR GmbH, Ostmerheimer Straße 555, in 51109 Köln 

ergeht nach Durchführung des Genehmigungsverfahrens nach dem 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i. V. m. der Verordnung 

über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) folgende Entscheidung:  

Gemäß §§ 4, 6 und 8 BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 1 b) der 

Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 

sowie der Nr. 8.1.1.3 i. V. m. den Nrn. 8.10.2.1 und 8.12.2 des 

Anhangs 1 dieser Verordnung wird der  

KLAR GmbH 

auf ihren Antrag vom 21. März 2025 die 1. Teilgenehmigung zur 

Errichtung einer Klärschlammverwertungsanlage (KVA) auf dem 

Werksgelände in 50769 Köln, Merkenicher Hauptstraße 2, 

Gemarkung Worringen, Flur 89, Flurstück 972 erteilt. Die maximale 

Durchsatzleistung der Anlage beträgt 20 Mg Originalsubstanz (OS) 

Klärschlamm pro Stunde. Die maximale Kapazität der 

Klärschlammtrockner beträgt 480 Mg OS pro Tag. Insgesamt 

können 10.460 Mg OS Klärschlamm im Anliefer- und Stapelbunker 

der Klärschlammverwertungsanlage gelagert werden. Die 

1. Teilgenehmigung umfasst insbesondere die 

▪ Baufeldvorbereitung, 

▪ Errichtung der Fundamente der Gebäude inkl. 

Kaminfundamente, 

▪ Errichtung der Gebäude der Mechanischen 

Schlammentwässerung (MSE) und der 

Klärschlammverwertungsanlage sowie 

▪ Erstellung der verfahrenstechnischen Anlagen.  

 

Die Errichtung der Mechanischen Schlammentwässerung und der 

Klärschlammverwertungsanlage ist nur zulässig, wenn die in 

Kapitel 6.2, 6.3, 6.4.1 der Geräuschimmissionsprognose der Müller-
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BBM Industry Solutions GmbH, Prüfbericht Nr. M176939/05, vom 

10.03.2025 konkretisierten Anforderungen und Maßnahmen, sowie 

der in Kapitel 6.4.2 dieser Prognose angegebene Hinweis bezüglich 

der Schalldämmmaße ordnungsgemäß und vollständig umgesetzt 

werden.  

 

Gemäß § 13 BImSchG schließt die vorliegende Genehmigung 

folgende behördliche Entscheidungen ein:  

▪ Genehmigung nach § 57 des Landeswassergesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (LWG) für den Bau einer Abwasser-

behandlungsanlage (Brüdenkondensataufbereitungsanlage) 

▪ Genehmigung nach § 7 der ordnungsbehördlichen 

Verordnung zum Schutz der Deiche und sonstigen 

Hochwasserschutzanlagen an den Gewässern erster Ordnung 

und zweiter Ordnung und jeweils deren Rückstaubereichen im 

Regierungsbezirk Köln – Deichschutzverordnung (DSchVO) – 

für die Deichquerung durch die Schlammleitung vom Hafen 

Niehl 2 zum Klärschlammbunker der KVA   

▪ Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 WHG i. V. m. § 42 der 

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen (AwSV) für 

• den Klärschlammstapelbunker mit einer Lagerkapazität 

von 8.640 m³ (ca. 9.500 t) Klärschlamm,   

• den Ammoniakwasserbehälter mit einer Kapazität von 

25 m³ inklusive der benötigten Leitungsinstallationen, 

sowie 

• die Verladeeinrichtung bezogen auf die Stoffe Diesel und 

Ammoniakwasser (<24,9%) 

▪ Baugenehmigung gemäß § 60 Bauordnung (BauO) NRW 

▪ Erlaubnis gemäß § 7 Abs. 2 lit. der Baumschutzsatzung der 

Stadt Köln zum Entfernen von zwei Platanen (Baumnummern 

00268 und 511769) auf dem Grundstück Merkenicher 

Hauptstr. 2, 50769 Köln 
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▪ Erlaubnis gemäß § 18 Betriebssicherheitsverordnung 

(BetrSichV) für die Aufstellung der Dampfkesselanlage 

 

Ungeachtet der grundsätzlichen Einhaltung der Abstandsflächen 

nach § 6 BauO NRW werden gemäß § 6 Abs. 10 BauO NRW 

geringere Abstandsflächen gestattet (Abweichung § 6 Abs. 3 BauO 

NRW i. V. m. § 6 Abs. 5 BauO NRW). Aufgrund der geringen 

Überschneidung der Abstandsflächen wird der Abweichung 

zugestimmt. Die Schutzziele des § 6 BauO NRW sind gewahrt. 

Gebäudetrennwände, Pfeiler, Stützen und Decken entsprechen den 

Bestimmungen zum Baulichen Brandschutz gemäß §§ 27 - 32 BauO 

NRW und es werden folgende Abweichungen nach § 69 BauO NRW 

zugelassen:  

▪ § 30 Abs. 2 BauO NRW – Verzicht auf Ausführung einer inneren 

Brandwand  

▪ § 31 Abs. 4 BauO NRW – Öffnungsabschluss in 

Geschossdecke ohne Feuerwiderstand  

▪ Nr. 5.5 der Muster-Industriebau-Richtlinie (MIndBauRl) – 

Abweichende Ausführung (Grundfläche/Anordnung) der 

Einbauten 

▪ Nr. 5.6.2 der MIndBauRl – Räume mit mehr als 200 m² mit 

lediglich einem Ausgang  

▪ Nr. 5.7 der MIndBauRl – Räume mit mehr als 200 m² ohne 

Maßnahmen zur Rauchableitung  

▪ Nr. 6.2 der MIndBauRl – Überschreitung der 

Brandabschnittsfläche  

▪ Nr. 5.10.2 der MIndBauRl – Verzicht auf Überdachführung der 

Brandwand  

▪ § 146 der Verordnung über Bau und Betrieb von Sonderbauten 

(SBauVO) – unmittelbarer Zugang aus einem notwendigen 

Treppenraum zu einem elektrischen Betriebsraum 
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Die Eignungsfeststellungen ergehen nur unter den 

Voraussetzungen, dass 

▪ die Anforderungen an die Feststellung der Eignung des 

Klärschlammstapelbunkers gemäß der gutachterlichen 

Stellungnahme der ZALFEN Ingenieurdienstleistung vom 

11.03.2025 und 

▪ die durch das AwSV-Gutachten zum Ammoniakwasserbehälter 

und zur Verladeeinrichtung, Projekt Nr.: WY 25 F0031, vom 

19.11.2025 konkretisierten Anforderungen  

vollumfänglich berücksichtigt und ordnungsgemäß umgesetzt 

werden.  

 

Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmigungs-

bescheides und maßgebend für die Errichtung und den Betrieb der 

Anlage, soweit nicht durch die unter Ziffer 5 aufgeführten 

Nebenbestimmungen eine andere Regelung getroffen wird.  

 

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren 

nach Rechtskraft dieses Bescheides mit der Errichtung der 

Klärschlammverwertungsanlage begonnen wurde. Die Frist kann 

aus wichtigem Grund auf Antrag verlängert werden. 

Die Erlaubnis gemäß § 7 Abs. 2 lit. der Baumschutzsatzung der 

Stadt Köln zum Entfernen von zwei Platanen (Baumnummern 00268 

und 511769) auf dem Grundstück Merkenicher Hauptstr. 2, 50769 

Köln erlischt, wenn nicht innerhalb von einem Jahr nach 

Bekanntgabe dieses Bescheids mit der Fällung begonnen wurde. 

Die Frist kann auf Antrag verlängert werden.  

   

 

2 Kostenentscheidung 

Für die vorstehende Genehmigung wird aufgrund des Gebührengesetzes 

NRW (GebG NRW) vom 23.08.1999 (GV. NRW. S. 524 / SGV. NRW. 2011) 
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eine Verwaltungsgebühr erhoben. Die Antragstellerin trägt die Kosten des 

Verfahrens. 

 

 

3 Kostenfestsetzung 

Die Verwaltungsgebühr wird aufgrund des Gebührengesetzes des Landes 

Nordrhein - Westfalen (GebG NRW) vom 23.08.1999 (GV NRW S. 524, SGV 

NRW 2011), i. V. m. der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung des 

Landes Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW) vom 03.07.2001 (GV NRW 

S. 262, SGV NRW 2011) erhoben. Die Festsetzung der Verwaltungsgebühr 

erfolgt in einem gesonderten Bescheid. 

 

 

4 Begründung 

4.1 Rechtliche Würdigung  

Die KLAR GmbH beabsichtigt die Errichtung und den Betrieb einer 

Klärschlammverwertungsanlage mit einer maximalen Verbrennungskapazität 

von 20 Mg OS Klärschlamm pro Stunde auf dem Betriebsgelände des 

Heizkraftwerkes Köln Merkenich der RheinEnergie AG. Bei den eingesetzten 

Schlämmen handelt es sich ausschließlich um nicht gefährliche Abfälle gemäß 

der Abfallschlüsselnummer 19 08 05 (Schlämme aus der Behandlung von 

kommunalem Abwasser). Die Klärschlammverwertungsanlage besteht aus 

den folgenden Betriebseinheiten: 

▪ BE 01 – Klärschlammlagerung und -anlieferung 

▪ BE 02 – Klärschlammtrocknung und Brüdenkondensation 

▪ BE 03 – Feuerung und Kessel 

▪ BE 04 – Abgasreinigung 

▪ BE 05 – Reststoffsystem 

▪ BE 06 – Energieerzeugung 

▪ BE 07 – Hilfsanlagen 
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Nach § 4 Abs. 1 BImSchG i. V. m. § 1 Abs. 1 der 4. BImSchV bedarf die 

Errichtung und der Betrieb einer Anlage, die in Anhang 1 der 4. BImSchV 

aufgeführt ist, einer Genehmigung. Das beantragte Vorhaben ist der Ziffer 

8.1.1.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV zuzuordnen und somit 

genehmigungsbedürftig.  

Das gesamte Vorhaben soll mit Hilfe von zwei Teilgenehmigungen realisiert 

werden. Die erste Teilgenehmigung dient der Errichtung der baulichen und 

verfahrenstechnischen Einrichtungen. Die Inbetriebnahme und der 

Dauerbetrieb der Klärschlammverwertungsanlage sollen zu einem späteren 

Zeitpunkt im Rahmen einer zweiten Teilgenehmigung beantragt werden.  

    

Mit Datum vom 21. März 2025 beantragte die KLAR GmbH bei der 

Bezirksregierung Köln die entsprechende Teilgenehmigung gemäß den §§ 4 

und 8 BImSchG. Der Antrag enthält die nach der Verordnung über das 

Genehmigungsverfahren erforderlichen Unterlagen (Anlagen- und 

Betriebsbeschreibung, Formblätter, etc.). 

Das Verfahren für die Entscheidung über den Antrag wurde nach 

§ 10 BImSchG i. V. m. der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. 

BImSchV) durchgeführt. Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG wurde das Vorhaben 

am 07. April 2025 im Amtsblatt der Bezirksregierung Köln sowie auf der 

Webseite der Bezirksregierung Köln veröffentlicht. Nach § 10 Abs. 3 und 4 

BImSchG wurden die Antragsunterlagen im Zeitraum vom 14. April 2025 bis 

einschließlich 13. Mai 2025 bei den Verwaltungen der Städte Köln und 

Leverkusen sowie der Genehmigungsbehörde zur Einsichtnahme ausgelegt. 

Nach erfolgter Vollständigkeitsprüfung wurde der Antrag gleichzeitig mit der 

Veröffentlichung entsprechend § 10 Abs. 5 BImSchG folgenden 

Fachbehörden und Stellen, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben 

berührt wird, zur Prüfung vorgelegt:   

▪ Stadt Köln als 

o Planungsamt 

o Bauordnungsamt 

o Brandschutzdienststelle 

o Denkmalschutzbehörde 



 

 

7 

 

o Ordnungsamt 

o Gesundheitsamt 

o Umwelt- und Verbraucherschutzamt 

o Untere Naturschutzbehörde 

▪ Stadt Leverkusen 

▪ Umweltamt der Stadt Leverkusen 

▪ Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR (StEB Köln) 

▪ Dezernat 26 der Bezirksregierung Düsseldorf (Luftverkehr) 

▪ Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 

der Bundeswehr  

▪ Landesamt für Natur, Umwelt und Klima in Nordrhein-Westfalen 

(LANUK NRW) 

▪ Landesbüro der Naturschutzverbände in NRW 

▪ LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

▪ Landesbetrieb Wald und Holz in NRW 

▪ Dezernate 51 (Fischerei, Landschafts- und Naturschutz), 52 

(Abfallwirtschaft & Bodenschutz), 53 (Immissionsschutz), 54 

(Wasserwirtschaft) und 55 (Technischer Arbeitsschutz) der 

Bezirksregierung Köln (Genehmigungsbehörde) 

 

Am 09.05.2025 unterrichtetet der Rechtsbeistand der KLAR GmbH die 

Genehmigungsbehörde darüber, dass der Rat der Stadt Bonn einen zunächst 

angedachten Transport der Klärschlämme von Bonn nach Köln via Schiff 

mehrheitlich abgelehnt hat. Begründet wurde diese Entscheidung mit den 

hohen Kosten für den Bau eines solchen Schiffs, welche auf die Bürger*innen 

umgelegt werden müssten. Daher soll der Transport nun mit Hilfe von 

(Elektro)-LKW erfolgen. Gleichwohl soll die Machbarkeit des Schiffstransports 

zukünftig erneut geprüft werden. Für das Genehmigungsverfahren sind diese 

Informationen nicht unmittelbar von Bedeutung, da in sämtlichen Gutachten 

auch ein vollständiger Ausfall des Schiffs, und damit dieser Fall einer 

Verlagerung auf den Landtransport betrachtet und nachgewiesen worden ist, 

dass die einschlägigen Immissionsrichtwerte an den betrachteten 

Immissionsorten auch für den Fall sicher eingehalten werden, dass eine 
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Anlieferung der Klärschlämme aus Bonn ausschließlich mithilfe von LKW 

erfolgt.    

 

Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG konnten bis zum 13. Juni 2025 Einwendungen 

gegen das Vorhaben erhoben werden, welche während des 

Erörterungstermins am 08. und 09. Juli 2025 erörtert wurden. 

Gegen das Vorhaben wurden von insgesamt 140 Personen und 

Vereinigungen Einwendungen erhoben. Diese Einwendungen wurden zu 

insgesamt 62 Einwendungspunkten zusammengefasst und die zugehörigen 

Bewertungen sind im Folgenden aufgeführt. Gemäß § 12 Abs. 2 der 

9. BImSchV wurden die Einwendungen den zuständigen Fachämtern der 

Stadt Köln sowie den Dezernaten 32 (Kommunales, Planung, Bauen und 

Verkehr), 51, 52, 54 und 55 der Genehmigungsbehörde bekanntgegeben. 

Folgende Einwendungen wurden erhoben, zu denen die 

Genehmigungsbehörde in kursiver Schrift gefasste Stellungnahmen 

abgegeben hat:  

1. Der Erörterungstermin ist auf einen Wochentag um 10 Uhr morgens 

terminiert. Berufstätige Menschen können diesen Termin nicht 

wahrnehmen. 

Bei einem Erörterungstermin handelt es sich um einen normalen 

Termin in einem Verwaltungsverfahren. Es entspricht der Praxis, dass 

dieser Termin während der üblichen Dienstzeiten und der 

Öffnungszeiten der Räumlichkeiten angesetzt wird. Rechtliche 

Regelungen, durch welche ein solcher Termin ausdrücklich auf die 

Abendstunden zu legen ist, existieren nicht. Zudem wären bei einer 

entsprechenden Verlegung andere Einwender*innen an der 

Teilnahme gehindert.  

 

2. Die Unterlagen waren nur in einem begrenzten Zeitraum einsehbar, 

zudem nicht barrierearm und digital. Die Unterlagen sind für Laien nur 

schwer verständlich.  
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Der Zeitraum der Auslegung der Unterlagen richtet sich nach den 

Vorgaben des § 10 Abs. 3 BImSchG i. V. m. § 10 der 9. BImSchV. 

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber in § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG 

und in § 10 Abs. 1 Satz 5 der 9. BImSchV dem Vorhabenträger ein 

Widerspruchsrecht zur Veröffentlichung über das Internet eingeräumt, 

soweit er die Gefährdung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 

oder wichtiger Sicherheitsbelange befürchtet; in diesem Fall muss die 

Behörde eine andere Form der Veröffentlichung wählen. Die 

Antragstellerin hat von diesem Widerspruchsrecht Gebrauch gemacht 

und plausibel begründet, dass sie aufgrund der engen Verzahnung 

des als systemrelevant eingestuften Heizkraftwerks Merkenich der 

RheinEnergie AG, auf dessen Betriebsgelände die 

Klärschlammverwertungsanlage errichtet und betrieben werden soll, 

und der Klärschlammverwertungsanlage die Gefährdung wichtiger 

Sicherheitsbelange befürchtet, sollten die Antragsunterlagen 

vollständig im Internet veröffentlicht werden. Die gesetzlichen 

Anforderungen wurden insoweit erfüllt, als dass die Antragsunterlagen 

in den v. g. Zeiträumen bei den Städten Köln, Leverkusen und der 

Genehmigungsbehörde in gedruckter Form ausgelegt wurden. 

Der technische Detailgrad der Antragsunterlagen ist zur Prüfung des 

Genehmigungsantrags notwendig. Nur dadurch werden die 

Fachbehörden in die Lage versetzt, die Auswirkungen des beantragen 

Vorhabens auf die verschiedenen Rechtsbereiche und somit die 

Genehmigungsfähigkeit zu beurteilen. Außerdem ist eine 

Kurzbeschreibung, welche die wesentlichen Aspekte des Vorhabens 

für Laien verständlich beschreibt, Bestandteil der Antragsunterlagen. 

Diese konnte von interessierten Bürgern zudem bei der 

Einsichtnahme der Unterlagen als Ausdruck mitgenommen werden.   

 

3. Die Antragsunterlagen wurden nicht im Internet vollständig veröffentlicht 

und die im UVP-Portal zugänglichen Unterlagen unterscheiden sich von 

den Antragsunterlagen.   
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Wie bereits in der Bewertung zum Einwendungspunkt 2 dargelegt, 

erfolgte die Auslegung der Antragsunterlagen rechtskonform. Gemäß 

§ 10 Abs. 1 i. V. m. § 8 Abs. 1 der das Verfahrensrecht regelnden 9. 

BImSchV sind im UVP-Portal der UVP-Bericht und die damit 

verbundenen Gutachten zu veröffentlichen. Dies wurde durch die 

Genehmigungsbehörde umgesetzt. Im Übrigen wurde in der 

öffentlichen Bekanntmachung auf diesen Zusammenhang verwiesen.   

   

4. Das gesamte Projekt (Errichtung Klärschlammverwertungsanlage, 

Mechanische Schlammentwässerung, Druckleitung) wird in mehrere 

umweltrechtliche Zulassungsverfahren aufgeteilt. Dies ist intransparent 

und dient der Aufweichung von den jeweiligen rechtlichen Vorgaben.  

Ursächlich für die Aufteilung des gesamten Vorhabens in mehrere 

Teilprojekte und verschiedene Zulassungsverfahren sind die 

unterschiedlichen Rechtsbereiche und die daraus resultierenden 

Zuständigkeiten gemäß der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz 

NRW, welche vom Landesgesetzgeber vorgegeben worden ist. Im 

Rahmen der UVP wurden auch die Auswirkungen, welche sich aus 

den anderen Teilbereichen ergeben können, erfasst und bewertet. Die 

Immissionsprognosen berücksichtigen grundsätzlich den gesamten 

Standort der KLAR GmbH; also Klärschlammverwertungsanlage und 

Mechanische Schlammentwässerung. Die Aufteilung des gesamten 

Projekts in mehrere umweltrechtliche Zulassungsverfahren entspricht 

der Umsetzung geltenden Rechts.     

 

5. Durch die geplante Druckleitung von der Kläranlage Köln-Stammheim 

zur Mechanischen Entwässerung entstehen erhebliche 

wasserwirtschaftliche Risiken. 

Die wasserwirtschaftlichen Anforderungen an die Druckleitung sind 

nicht Gegenstand des vorliegenden immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahrens, sondern werden in einem separaten 

Verfahren, welches vom Dezernat 54 (Wasserwirtschaft) der 

Genehmigungsbehörde geführt wird, abgehandelt. Im Übrigen wird ein 
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bereits genehmigter und aktuell im Bau befindlicher Düker 

mitverwendet.  

 

6. Die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb der 

Klärschlammverwertungsanlage wird in mehrere Teilgenehmigungen 

aufgeteilt. Daraus resultieren eine unzureichende Planung für die UVP 

und unzulässige Vorfestlegungen.    

Der Gesetzgeber hat durch den § 8 BImSchG explizit die Möglichkeit 

geschaffen, ein Vorhaben mittels Teilgenehmigungen zu realisieren. 

Die Prüfung der Antragsunterlagen hat ergeben, dass die in § 8 

BImSchG genannten Tatbestandsmerkmale vorliegen und keine von 

vornherein unüberwindlichen Hindernisse in Bezug auf die 

Realisierung des Gesamtvorhabens vorliegen, mit anderen Worten die 

im Rahmen des § 8 BImSchG vorläufige positive Gesamtbeurteilung 

ausgesprochen werden kann.   

Der vorgelegte UVP-Bericht betrachtet die Auswirkungen der 

Errichtung und des Betriebs der geplanten 

Klärschlammverwertungsanlage. Sofern nicht alle technischen Details 

vorlagen, wurden Bewertungen auf Basis einer konservativen 

Maximalabschätzung durchgeführt. 

Darüber hinaus entfällt gem. § 8 BImSchG die Bindungswirkung der 

vorläufigen Gesamtbeurteilung, wenn eine Änderung der Sach- oder 

Rechtslage oder Einzelprüfungen im Rahmen späterer 

Teilgenehmigungen zu einer von der vorläufigen Gesamtbeurteilung 

abweichenden Beurteilung führen. Somit sind Vorfestlegungen im 

Sinne der Einwendung ausgeschlossen.  

    

7. Die Maßnahme ist nicht gebührenfähig, da bisher weder die 

Wirtschaftlichkeit noch die Zumutbarkeit für den Gebührenzahler 

nachgewiesen wurde. 

Die finanzielle Realisierbarkeit und die Finanzierbarkeit eines 

Vorhabens sind nur mittelbar Gegenstand der Prüfung eines 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsantrages. U. a. sind die 
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Stadtentwässerungsbetriebe (StEB) Köln Gesellschafter der KLAR 

GmbH. Die Antragstellerin kann die Maßnahme durch 

Gesellschafterzuschüsse oder Fremdkapital finanzieren. Die 

Refinanzierung erfolgt durch das Entsorgungsentgelt der 

Klärschlammerzeuger als Kunden, welche wiederrum die einzelnen 

Gesellschafter der KLAR GmbH sind. Eine offensichtliche Nicht-

Finanzierbarkeit, welche das Sachbescheidungsinteresse und somit 

die Erteilung der Genehmigung in Frage stellen würde, ist nicht zu 

erkennen. Die Maßnahme ist laut Aussage der Stadt Köln 

gebührenfähig.  

 

8. Eine Finanzierung der Klärschlammverwertungsanlage und der 

Druckleitung über die Abwassergebühren ist nicht zulässig; diese 

Maßnahmen sind nicht gebührenfähig. Außerdem unterliegen die Städte 

Köln und Bonn dem Sparsamkeitsgebot.  

Wie bereits in der Bewertung zum Einwendungspunkt 8 erläutert, ist 

die Finanzierung nicht unmittelbar Voraussetzung zur Erteilung einer 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Während die KLAR 

GmbH die Klärschlammverwertungsanlage errichtet und betreibt, ist 

die Druckleitung eine Baumaßnahme der StEB Köln. Die StEB Köln 

haben sich im Rahmen ihrer Ermessensfreiheit mit der Entscheidung 

eines Transportes der Klärschlämme von dem Großklärwerk Köln 

Stammheim zu der Klärschlammverwertungsanlage über eine 

Druckleitung für einen Transportweg entschieden, welcher bei 

entsprechenden Anfangsinvestitionen langfristig niedrige 

Betriebskosten aufweist und die Anwohner in Köln Stammheim und 

Merkenich im Vergleich zu vergleichbaren Alternativen (Transport der 

Klärschlämme mit Hilfe von LKW über die Straße) entlastet. Nach 

Aussage der Stadt Köln ist diese wie jede weitere 

Kanalbaumaßnahme über die Abwassergebühren finanziert. Darüber 

hinaus ist die Finanzierung der der Druckleitung als 

Klärschlammtransportleitung für die Genehmigungsentscheidung in 

diesem Verfahren unerheblich, da nachgewiesen wurde, dass 
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sämtliche Genehmigungsvoraussetzungen nach § 6 Abs. 1 BImSchG 

auch bei einer ausschließlichen Anlieferung per LKW gegeben sind.   

  

9. Bereits vor Abschluss des Genehmigungsverfahrens erfolgte eine 

Veröffentlichung von Ausschreibungen. Damit soll Druck auf die 

Genehmigungsbehörde ausgeübt werden.  

Die Durchführung von öffentlichen Ausschreibungen und 

Vergabeverfahren zu Bauverträgen und Anlagenbauverträgen bereits 

vor einer etwaigen Erteilung der Genehmigung entspricht der 

gängigen Praxis und widerspricht in keinem Punkt dem geltenden 

Recht. Für die Entscheidungsfindung der Genehmigungsbehörde sind 

ausschließlich die vorgelegten Antragsunterlagen, die vorgebrachten 

Einwendungen und die Stellungnahmen der beteiligten Behörden 

maßgeblich.   

  

10. Die Genehmigungsunterlagen sind nicht vollständig und aufgrund der 

Änderung des Schiffstransportes nicht mehr aktuell. 

Nach Prüfung der Unterlagen durch die Genehmigungsbehörde und 

die am Verfahren beteiligten Behörden wurden diese für vollständig 

erachtet. Es wurden zu keinem Zeitpunkt Unterlagen oder 

entscheidungserhebliche Berichte nachgereicht, welche eine erneute 

Offenlage der Antragsunterlagen rechtfertigen. 

Am 09.05.2025 unterrichtetet der Rechtsbeistand der KLAR GmbH 

das Dezernat 53 der Genehmigungsbehörde darüber, dass der Rat 

der Stadt Bonn einen Transport der Klärschlämme von Bonn nach 

Köln via Schiff mehrheitlich abgelehnt hat. Hintergrund sind die hohen 

Kosten für den Bau eines solchen Schiffs, welche auf die Bürger*innen 

der Stadt Bonn umgelegt werden müssten. Daher soll der Transport 

nun mit Hilfe von (Elektro)-LKW erfolgen. Gleichwohl soll die 

Machbarkeit des Schiffstransports zukünftig erneut geprüft werden.  

Für das anlagenbezogene Genehmigungsverfahren sind diese 

Informationen insofern unerheblich, da sämtliche Gutachten sowohl 

einen Ausfall des Schiffstransportes als auch einen Ausfall der 
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Druckleitung betrachten und nachgewiesen worden ist, dass die 

einschlägigen Immissionsrichtwerte an den betrachteten 

Immissionsorten auch für den Fall sicher eingehalten werden, dass 

eine Anlieferung der Klärschlamm aus Bonn mithilfe von LKW erfolgt. 

 

11. Die Zielabweichung ist fehlerhaft, da sie auf einer nicht realisierbaren 

Erschließung begründet ist. Zudem gibt es keine Synergievorteile.  

Auf Antrag der KLAR GmbH wurde für die 

Klärschlammverwertungsanlage gemäß § 6 Abs. 2 Raumordnungs-

gesetz (ROG) i. V. m. § 16 Landesplanungsgesetz Nordrhein-

Westfalen (LPIG NRW) ein Zielabweichungsverfahren von der im 

Regionalplan Köln festgelegten Zweckbindung als Kraftwerksstandort 

durchgeführt. Das Dezernat 32 der Genehmigungsbehörde, welches 

die in Rede stehende Einwendung prüfte, teilte auf Anfrage mit, dass 

im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens festgestellt wurde, dass 

die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar 

ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, sodass die 

rechtliche Voraussetzung für eine Zielabweichung vorliegen. Im 

Benehmen mit den fachlich betroffenen öffentlichen Stellen sowie der 

Belegenheitsgemeinde und im Einvernehmen mit dem regionalen 

Planungsträger wurde die Zielabweichung zugelassen. Dies wurde 

der Antragstellerin mit Bescheid vom 08.01.2024 mitgeteilt. 

Dieser erteilte Zielabweichungsbescheid entfaltet grundsätzlich 

Tatbestandswirkung, sodass die rechtswirksame Zielabweichungs-

entscheidung im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-

verfahren zu beachten ist und die Entscheidung als gegeben zugrunde 

gelegt werden muss. Eine Überprüfung des Zielabweichungs-

bescheids vom 08.01.2024 im immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren ist weder geboten noch rechtlich zulässig.   

 

12. Die Anwendung des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) ist unzulässig, da für 

dieses Projekt eine Bauleitplanung notwendig ist. Es besteht ein 
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Planungserfordernis aufgrund des Konfliktpotentials zwischen Industrie 

einerseits und Wohnen/Natur andererseits am Standort.   

Ausweislich der Stellungnahme des Bauordnungsamtes und des 

Planungsamtes der Stadt Köln ist das Vorhaben nach § 34 BauGB zu 

beurteilen. Dieser Einschätzung kann insofern gefolgt werden, da die 

nähere Umgebung des Baufeldes für das Vorhaben auf dem 

Betriebsgelände des Heizkraftwerk Merkenich der RheinEnergie AG 

durch das vorhandene Kraftwerk eindeutig industriell überprägt ist. 

Dasselbe gilt für die im Umfeld befindlichen industriegebietstypischen 

Produktionsanlagen. Das Stadtplanungsamt der Stadt Köln hat in 

seiner Stellungnahme eindeutig formuliert, dass "gegen das Vorhaben 

aus planungsrechtlichen und städtebaulichen Gründen keine 

Bedenken" bestehen. Ein Planungserfordernis sieht die Stadt Köln als 

zuständige Fachbehörde nicht. Darüber hinaus wird auf die rechtliche 

Würdigung der planungsrechtlichen Zulässigkeit in diesem 

Genehmigungsbescheid verwiesen.   

 

13. Die Anlage weist einen zu geringen Abstand zur Wohnbebauung, zum 

angrenzenden Sportplatz und zu sonstigen Einrichtungen auf. Die bau- 

und planungsrechtlichen Vorgaben zum Abstand (Abstanderlass, 

17. BImSchV, etc.) werden nicht eingehalten. 

In der Verordnung über die Verbrennung und die Mitverbrennung von 

Abfällen (17. BImSchV) werden keine Regelungen zum Abstand von 

Abfallverbrennungsanlagen zur Wohnbebauung getroffen. Die im 

Abstandserlass NRW aufgeführten Abstände sind zur Anwendung bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen i. S. von § 50 

BImSchG in Bauleitplanverfahren bestimmt und gelten ausdrücklich 

nicht in Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG. Die nächst-

gelegene Wohnbebauung liegt ca. 150 m, der Sportplatz ca. 50 m von 

der geplanten Anlage entfernt. Es ist nicht erkennbar, dass durch die 

beantragte Errichtung der Anlage die gesetzlich geforderten Abstände 

zum Sportplatz und zu anderen Einrichtungen unterschritten werden. 

Der angesprochenen Abstandserlass gilt lediglich für 
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Bauleitplanverfahren und hat für Genehmigungsverfahren wie das hier 

in Rede stehende immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-

verfahren keine Geltung. 

Im Übrigen erklärte das Bauordnungsamt der Stadt Köln, dass die 

Abstandsflächen nach § 6 Bauordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen (BauO NRW) eingehalten sind.      

    

14. In den Antragsunterlagen fehlt die Prüfung von Standortalternativen.  

Die Prüfung von alternativen Standorten ist nicht Gegenstand eines 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens und somit 

auch nicht Gegenstand dieses Verfahrens.  

 

15. Es gibt keine Synergieeffekte am geplanten Standort der KLAR GmbH.  

Es existieren diverse kraftwerksstandorttypische Synergieeffekte mit 

dem bestehenden Heizkraftwerk-Merkenich der RheinEnergie AG. 

Dazu zählen u. a. Wärmeauskopplung, Energieanschluss und 

vollentsalztes Wasser. Eine Außerbetriebnahme des Heizkraftwerks-

Merkenich ist in absehbarer Zeit nicht beabsichtigt, sodass die von der 

Antragstellerin nachvollziehbar dargelegten Synergieeffekte auch 

zukünftig Bestand haben werden. Im Übrigen sind diese 

Synergieeffekte keine Genehmigungsvoraussetzung.      

   

16. Die Zusammensetzung der von der KLAR GmbH angenommen 

Klärschlämme ist in den Antragsunterlagen unzureichend dokumentiert. 

Es werden keine Angaben zu den Kontrollen des Klärschlamms und der 

Bewertung potentieller Umwelt- und Gesundheitsgefahren getroffen.  

Es ist zutreffend, dass in den Antragsunterlagen keine Aussagen zur 

Zusammensetzung des Klärschlamms etwa in Form einer Elementar-

analyse oder Chromatographie enthalten sind. Zur Prüfung der 

Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens ist dies jedoch auch nicht 

notwendig und darüber hinaus rein faktisch nicht umsetzbar, da 

Klärschlamm ein Vielstoffgemisch ist, dessen Zusammensetzung 

innerhalb bestimmter Bandbreiten stets schwankt.  
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Grundsätzlich werden Abfallverbrennungsanlagen nicht auf der Basis 

von Analysen konkreter Eingangsstoffe, sondern anhand eines 

Abfallannahmekatalogs immissionsschutzrechtlich genehmigt. Dieser 

Annahmekatalog wird Bestandteil des Genehmigungsbescheids zur 

zweiten Teilgenehmigung (Betriebsgenehmigung) und basiert auf der 

Einstufung der Abfälle gemäß den Abfallschlüsselnummern der 

Abfallverzeichnisverordnung. Beantragt ist ausschließlich die 

Annahme von kommunalem Klärschlamm, welcher per Definition als 

nicht gefährlicher Abfall (Abfallschlüssel 19 08 05) klassifiziert ist. Die 

Zusammensetzung des Klärschlamms ist in den Antragsunterlagen 

zur Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit insofern ausreichend 

dokumentiert. 

Der Klärschlamm unterliegt gemäß der Klärschlammverordnung einer 

Monitoring-Pflicht, welche von den Betreibern der Kläranlagen 

wahrgenommen wird. Darüber hinaus findet laut Aussage der 

Antragstellerin eine freiwillige Eingangskontrolle statt. Die StEB Köln 

erklärt, dass mögliche gefährliche Stoffe im Klärschlamm nur in 

solchen geringen Konzentrationen vorkommen, dass beim Umgang 

mit Klärschlamm nicht von einer Gesundheitsgefährdung der 

Arbeitnehmer*innen im engeren Sinne auszugehen ist. Die 

Handhabung des Klärschlamms in der Klärschlammverwertungs-

anlage entspricht dem Stand der Technik.  

Auf explizite Nachfrage der Genehmigungsbehörde teilte die Fachkraft 

für Arbeitssicherheit der StEB Köln zudem mit: „Aus Sicht des 

Arbeitsschutzes sind beim Umgang mit Klärschlamm, bei dem es zu 

einem Kontakt mit der Haut oder der Arbeitskleidung kommt, die 

Schutzmaßnahmen Hände waschen, Duschen, Trennung von 

kontaminierter Arbeitskleidung und sauberer Kleidung (Schwarz-

Weiß-Trennung) erforderlich. Bei unvermeidbarem Kontakt sind 

Handschuhe zu tragen. Für den Umgang mit entwässertem 

Klärschlamm (Beispiele bei den StEB Köln: Arbeiten an demontierten 

Zentrifugen, Bandpressen, Pumpen, Förderbändern, 

Schneckenförderern, Schlammverladung in die Lkw) ist ein 
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darüberhinausgehender Atemschutz (z. B. FFP-Masken) nicht 

erforderlich. Es besteht nach dem Stand der Technik keine Besorgnis, 

dass bei betriebsüblichem Umgang mit entwässertem Klärschlamm 

Aerosole oder luftgängige Keime den Mitarbeitenden gefährden. 

Diese Ansicht wird, nach Rücksprache und fachlichem Austausch, 

auch von unserem Betriebsärztlichen Dienst geteilt und bestätigt.“ 

Die Anlieferung per LKW auf öffentlichen Verkehrswegen unterliegt 

den Regelungen des Straßen-, Abfall- und Transportrechts. Bezüglich 

möglicher Risiken des Transportes mithilfe der Druckleitung von Köln-

Stammheim zur Anlage wird auf die Bewertung zum 

Einwendungspunkt 5 verwiesen. Somit ist abschließend festzustellen, 

dass nach Prüfung der Antragsunterlagen keine potentiellen Umwelt- 

und Gesundheitsgefahren durch die Handhabung des Klärschlamms 

in der KVA zu erkennen sind. Der Transport ist über andere 

Rechtsbereiche und Zulassungsverfahren geregelt, welche nicht 

Gegenstand der Prüfung des vorliegenden immissionsschutz-

rechtlichen Anlagengenehmigungsantrags sind.                        

 

17. In den Antragsunterlagen werden keine Angaben zur Belastung des 

Klärschlamms und des Brüdenkondensats mit Per- und 

Polyfluoralkylsubstanzen (PFAS), Mikroplastik und anderen Stoffen 

gemacht und wie Belastungen durch diese Stoffe reduziert oder deren 

Freisetzung verhindert wird. 

Es ist korrekt, dass die Antragsunterlagen keine Aussagen über die 

Belastung des Klärschlamms mit PFAS enthalten, da sie dies nicht 

notwendigerweise müssen. Bei der Betrachtung und der Bewertung 

möglicher Auswirkungen von PFAS ist zwischen dem Luft- und 

Wasserpfad, über welche PFAS in die Umwelt gelangen können, zu 

unterscheiden  

Eine mögliche Austragung von PFAS über den Schornstein (Luftpfad) 

kann nahezu vollständig ausgeschlossen werden. Die Studie des 

Karlsruher Instituts für Technologie (Mineralization of fluoropolymers 

from combustion in a pilot plant under representative european 
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municipal and hazardous waste combustor conditions; 2024), die in 

der Fachpresse veröffentlicht wurde und allgemein zugänglich ist, 

stellt eindeutig fest, dass bei den in europäischen 

Abfallverbrennungsanlagen üblichen Temperaturen und Verweilzeiten 

die Fluorpolymere nahezu vollständig abgebaut werden. Außerdem 

existieren keine gesetzlichen Emissionsgrenzwerte für PFAS in der für 

den Betrieb der Anlage maßgebenden 17. BImSchV. 

Da das Brüdenkondensat auf dem Betriebsgelände der Antragstellerin 

vorgereinigt und anschließend zur weiteren Behandlung in die 

Kläranlage Köln-Stammheim zurückgeführt werden soll, ist auf diesem 

Transportwege theoretisch eine Austragung von im Klärschlamm 

enthaltenen PFAS möglich. Da der Siedepunkt der PFAS deutlich 

höher als die Temperatur in der Trocknung ist, können PFAS nicht 

über das Brüdenkondensat ausgetragen werden (Wasserpfad). Für 

diese Einleitung in das öffentliche Kanalnetz und die Kläranlage Köln-

Stammheim der StEB Köln benötigt die KLAR GmbH eine 

Indirekteinleitgenehmigung gemäß §§ 58 und 59 WHG. Die 

Beantragung dieser Genehmigung wird in dem zweiten 

Teilgenehmigungsverfahren des Vorhabens erfolgen. Derzeit ist von 

der Genehmigungsfähigkeit der Indirekteinleitung auszugehen. Für 

die Stoffgruppe der PFAS gibt es in der Abwasserverordnung (AbwV) 

keinen Grenzwert. Es kann nur die Einhaltung von gesetzlich 

geregelten Grenzwerten im Abwasser gefordert werden. 

Das Niederschlagswasser am Standort, das mit Mikroplastik durch 

Reifenabrieb verschmutzt sein kann, wird gesammelt und über den 

Mischwasserkanal der RheinEnergie in den öffentlichen Kanal der 

StEB Köln zur Kläranlage Köln-Langel abgeleitet. Das abfließende 

Niederschlagswasser stammt von den Dachflächen und den 

Verkehrsflächen des Standorts. Nach Anlage 1 des Runderlasses 

„Anforderungen an die Niederschlagsentwässerung im 

Trennverfahren“ vom 26.05.2005, der nach § 57 Absatz 1 

Landeswassergesetz (LWG) als allgemein anerkannte Regeln der 

Technik eingeführt wurde, und dem einschlägigen Regelwerk DWA A 
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102-2, ist der Herkunftsbereich des Niederschlagsabflusses der 

Verkehrsflächen nach Anlage 1 des Erlasses in die höchste 

Belastungskategorie III „Stark belastetes Niederschlagswasser“ 

einzustufen und nach Ziffer 2 des Erlasses grundsätzlich einer 

Abwasserbehandlungsanlage gemäß Anlage 2 des Erlasses bzw. der 

Kläranlage zuzuführen. Durch die Ableitung des 

Niederschlagsabflusses am Standort zur Kläranlage Langel sind die 

vorgenannten gesetzlichen Anforderungen an die 

Niederschlagswasserbehandlung erfüllt und es bestehen keine 

Bedenken gegen die Niederschlagsentwässerung am Standort. Es 

erfolgt vor allem auch keine Direkteinleitung von unbehandeltem 

Niederschlagswasser in den Rhein. 

 

18. Ab 2030 gelten neue, strengere Grenzwerte der EU-

Luftqualitätsrichtlinie. An diesen und an strengeren Grenzwerten als in 

der 17. BImSchV sollte sich die Auslegung der Anlage orientieren. 

Der Betrieb der Klärschlammverwertungsanlage fällt unter den 

Anwendungsbereich der 17. BImSchV. Die dort aufgeführten 

Grenzwerte sind daher maßgebend und bereits vom 

Verordnungsgeber abschließend geregelt. Die Verordnung wurde 

2024 novelliert und spiegelt für Abfallverbrennungsanlagen den 

aktuellen Stand der Technik wider. Die Anlage ist so geplant und 

beantragt, dass die dort genannten Anforderungen eingehalten 

werden. Es ist nicht ausgeschlossen, dass nach 2030 strengere 

Grenzwerte gelten, bzw. die 17. BImSchV erneut novelliert werden 

wird. Der Genehmigungsantrag ist allerdings nach der derzeit 

geltenden Rechts- und Sachlage zu beurteilen.  

 

19. Die Rauchgasreinigung soll mehrstufig und nach der besten verfügbaren 

Technik (BVT) ausgelegt werden. 

Die vorgelegten Antragsunterlagen berücksichtigen die aktuellen 

BVT-Merkblätter und -Schlussfolgerungen, die in Deutschland in der 

novellierten 17. BImSchV umgesetzt wurden. Die Rauchgasreinigung 
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wird ausweislich der Unterlagen mehrstufig mit verschiedenen 

Filtersystemen ausgeführt.   

 

20. Eine Prüfung von alternativen Technologien zur Klärschlammentsorgung 

wurde nicht durchgeführt. 

Nach § 4a Abs. 1 Nr. 1 der 9. BImSchV müssen die Antragsunterlagen 

eine Übersicht der wichtigsten von der Antragstellerin gegebenenfalls 

geprüften Alternativen enthalten. Kapitel 5.7 der Antragsunterlagen 

beinhaltet eine Übersicht über die geprüften Verfahrensalternativen 

sowohl bezüglich der Verbrennungstechnik, wie auch hinsichtlich der 

Abgasreinigungstechnik.    

Gemäß § 4e Abs. 1 Nr. 6 der 9. BImSchV muss der UVP-Bericht eine 

Beschreibung der vernünftigen Alternativen zum Schutz vor und zur 

Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen sowie zum Schutz 

der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor sonstigen Gefahren, 

erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen, die für das 

UVP-pflichtige Vorhaben und seine spezifischen Merkmale relevant 

und von dem Träger des UVP-pflichtigen Vorhabens geprüft worden 

sind, und die Angabe der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl 

unter Berücksichtigung der jeweiligen Auswirkungen auf die in § 1a 

genannten Schutzgüter enthalten. Dabei sind unter Alternativen i.S. d. 

§ 4e Abs. 1 Nr. 6 der 9. BImSchV nur Modifikationen innerhalb des 

Anlagenbetriebs (z. B. bei der Art der Abgasreinigung) zu verstehen, 

nicht Alternativen zur Erreichung des Vorhabenzwecks durch eine 

andersartige Anlage (z. B. Gaskraftwerk statt Kohlekraftwerk). Diese 

Prüfung ist in Kapitel 2.5 des UVP-Berichts durchgeführt worden. Das 

im Erörterungstermin mehrfach angeführte Pyrolyse-Verfahren ist 

nicht Gegenstand dieser Prüfung im UVP-Bericht, da es sich dabei um 

eine andersartige Anlage handelt und dieser Anlagentyp hier nicht 

beantragt wurde. 

Die Antragsunterlagen beinhalten somit die vom Gesetzgeber 

vorgesehenen Prüfungen möglicher Alternativen.  
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21. Der Ivenshofweg ist die zentrale Zufahrt nach Köln-Merkenich, diese darf 

nicht durch LKW blockiert werden. Die Erreichbarkeit des Stadtteils 

Merkenich wird durch den LKW-Verkehr gefährdet.  

Wie in den Antragsunterlagen dargelegt, erfolgt die Zu- und Abfahrt 

während des späteren Betriebs ausschließlich über die Straße „Am 

Ölhafen“ und nicht über die Straße „Ivenshofweg“. Dieses Vorgehen 

entspricht laut Stellungnahme der Stadt Köln vom 30.06.2025 der 

Umsetzung eines entsprechenden Ratsbeschlusses des Rates der 

Stadt Köln vom 06.05.2021, TOP 10.20, Beschlusspunkt 5.  

Eine Nutzung des Ivenshofwegs soll ausschließlich im Rahmen der 

Bauphase erfolgen. Zu dieser Zeit soll der Ivenshofweg nach der 

Planung nur als Ausfahrtstraße für den Baustellenverkehr benutzt 

werden. Die Zufahrt hingegen erfolgt über die Zufahrt zum 

Betriebsgelände des Heizkraftwerkes Merkenich mit der Bezeichnung 

„RheinEnergie Zufahrt 2“ im Bereich der Kreuzung „Emdener Straße 

– Ivenshofweg“. Somit würde ein Einbahnstraßenverkehr stattfinden. 

Darüber hinaus sind in Absprache mit den entsprechenden 

Abteilungen der Stadt Köln weitere organisatorische Maßnahmen 

abgestimmt, um die Verkehrsbelastung zu minimieren (z. B. Tempo 

30, Halteverbote, etc.).  

 

22. In der Nähe der geplanten Anlage sollen weitere Projekte, wie neue 

Wohnhäuser, eine Kindertagesstätte oder ein Seniorenheim entstehen. 

Diese Planungen sind im aktuellen Genehmigungsantrag nicht 

berücksichtigt.  

Wie von Seiten der Einwender*innen im Rahmen der 

Erörterungstermin erläutert wurde, bestehen im Ortsteil Merkenich 

Planungen zur Errichtung eines Seniorenheims in der 

Causemannstraße und einer Kindertagesstätte in der Straße „Am 

Höfenweg“. Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag richtet 

sich grundsätzlich nach der zum Zeitpunkt der Entscheidung gültigen 

Rechts- und Sachlage. Zudem haben die erstellten Prognosen 

plausibel dargelegt, dass der Betrieb der Klärschlammverwertungs-
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anlage als irrelevant im Sinne der Technischen Anleitung zur 

Reinhaltung der Luft (TA Luft) und der Technischen Anleitung zum 

Schutz gegen Lärm (TA Lärm) einzustufen ist. Mögliche Auswirkungen 

auf die v. g. Planungen können daher vernünftigerweise 

ausgeschlossen werden.    

 

23. Dem Genehmigungsantrag liegt kein umfassendes Anlieferungs- und 

Logistikkonzept bei. 

Bestandteil des Genehmigungsantrags ist eine verkehrliche 

Stellungnahme, welche die Situation im Umfeld der geplanten Anlage 

untersucht und beurteilt. Dabei wurde festgestellt, dass die 

umliegenden Straßen ausreichend dimensioniert sind, um die 

maximale Anzahl von 38 LKW pro Tag aufzunehmen (Worst-Case-

Szenario; Ausfall Druckleitung und ausschließlicher Ab- und 

Antransport per LKW). Zudem wird durch organisatorische 

Maßnahmen sichergestellt, dass eine übermäßige, gleichzeitige 

Anfahrt von LKW ausgeschlossen wird. Außerdem ist der 

Anlieferbereich der Anlage mit drei Schleusen ausgestattet, sodass 

ein gleichzeitiges Abkippen von mehreren LKW ermöglicht wird. 

Dadurch wird eine zusätzliche Entzerrung der Anliefersituation 

realisiert. Aufgrund der Ausführungen der StEB Köln zur Abfahrt von 

Klärschlamm von den verschiedenen Kölner Klärwerken, der 

Gesamtanzahl an LKW, den Stellungnahmen des 

Straßenbaulastträgers, den tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort und 

der verkehrlichen Stellungnahme des Fachgutachters in den 

Antragsunterlagen, wird die Anfertigung eines, über die 

Antragsunterlagen hinausgehenden Anliefer- und Logistikkonzepts als 

unverhältnismäßig und als nicht notwendig erachtet.    

 

24. Das Verkehrskonzept ist methodisch mangelhaft und die verkehrliche 

Bewertung in diesem Zustand unzureichend.    

Die vollständigen Antragsunterlagen inklusive der verkehrlichen 

Stellungnahme, sowie die entsprechenden Einwendungen wurden der 
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Stadt Köln mit der Bitte um Prüfung im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

vorgelegt. Ausweislich der Stellungnahmen der verschiedenen 

Fachämter wurde die verkehrliche Stellungnahme nicht beanstandet. 

Methodische Mängel o. ä. sind nicht erkennbar. 

 

25. Die Verkehrssicherheit wird durch den Baustellenverkehr beeinträchtigt, 

dazu gehört u. a. eine Gefährdung an der Sportstätte der Spvg. Köln 

Rheindörfer (Ivenshofweg), des Radverkehrs und durch sich 

begegnende LKW.  

Wie in der Bewertung zum Einwendungspunkt 21 dargelegt, soll die 

Abwicklung des Verkehrs während der Bauphase im 

Einbahnstraßensystem erfolgen. Ein in Zusammenhang mit der 

Baumaßnahme stehender Begegnungsverkehr zweier LKW ist somit 

ausgeschlossen. Durch weitere, in freiwilliger Abstimmung zwischen 

der Antragstellerin mit der Stadt Köln festzulegenden 

organisatorischen Maßnahmen soll die Verkehrssicherheit erhöht 

werden.  

Bei dem Amt für Straßen und Radwegebau der Stadt Köln ist nach 

dessen Aussage eine Umplanung für den Knotenpunkt Emdener 

Straße/Am Ölhafen nicht vorgesehen. Ebenso liegen keine Hinweise 

von der städtischen Unfallkommission der Stadt Köln über eine 

Gefährdung der Verkehrssicherheit bei dem Knotenpunkt vor, welche 

dazu führen würden, eine solche Umplanung vorzunehmen. 

   

26. Die Verkehrssicherheit wird durch den LKW-Verkehr im Betrieb 

beeinträchtigt. Die Kreuzung Emdener Straße/Am Ölhafen ist bereits 

jetzt ausgelastet und die Erschließung des Geländes ist nicht gesichert. 

Ausweislich der vorliegenden und geprüften verkehrlichen 

Stellungnahme wurde dargelegt, dass die geplante 

Klärschlammverwertungsanlage keine signifikanten, negativen 

Auswirkungen auf das umliegende Straßennetz haben wird. Die 

Untersuchung der Verkehrssituation vor Ort zeigt, dass die Straßen 

auch im sog. Worst-Case-Szenario mit 38 LKW pro Tag innerhalb des 
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Anlieferzeitraums von 7 bis 17 Uhr die v. g. Anzahl an Fahrzeugen 

aufnehmen können. Dies liegt insbesondere an den großzügig 

dimensionierten Zufahrtstraßen und Abbiegespuren sowie der 

leistungsfähigen und der verkehrsabhängig gesteuerten 

Lichtsignalanlagen. Auch im Falle eines etwaigen Rückstaus sind 

somit ausreichende Rückstaukapazitäten vorhanden. Wie in der 

Bewertung zum Einwendungspunkt 25 dargelegt, liegen der Stadt 

Köln keine Hinweise auf ein erhöhtes Unfallaufkommen vor. 

Hervorzuheben ist dabei, dass die Anzahl von 38 LKW pro Tag 

sämtliche Anlieferungen von Klärschlamm und Abtransporte von 

Abfällen, wie beispielsweise Aschen, beinhaltet. Während des 

vorgesehenen Regelbetriebs der Druckleitung von der Kläranlage 

Köln Stammheim zur KLAR GmbH reduziert sich diese Anzahl noch 

einmal.     

Auf der Grundlage des Ratsbeschlusses der Stadt Köln vom 

06.05.2021, TOP 10.20, Beschlusspunkt 5 wurden zwischen der 

Firma KLAR GmbH und dem Amt für nachhaltige Mobilitäts-

entwicklung verschiedene Erschließungsvarianten abgestimmt. 

Ausgeschlossen ist eine Andienung der Klärschlammverwertungs-

anlage über den Ivenshofweg. Die Erschließung über eine neu 

anzulegende Zufahrt über die Straße Am Ölhafen stellt die 

verträglichste Variante dar, welche die Vorgaben aus dem 

Ratsbeschluss berücksichtigt. Um das Gelände der Klärschlamm-

verwertungsanlage zu erreichen, ist es notwendig, das angrenzende 

Gelände der Esso Deutschland GmbH zu queren. Die Firma Esso 

stimmt einer solchen Befahrung ihres Grundstückes zu. Hinsichtlich 

der Erschließung der Klärschlammverwertungsanlage über die Straße 

„Am Ölhafen“ verweist das Amt für Straßen und Radwegebau auf die 

Stellungnahme des Bauverwaltungsamtes mit Mail vom 05.05.2025. 

Die Erschließung der geplanten privaten Grundstückzufahrt an die 

öffentliche Straße Am Ölhafen ist somit gesichert. Gemäß dem 

Ratsbeschluss vom 06.05.2021, TOP 10.20, Beschlusspunkt 5, sind 
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die Kosten für die Ertüchtigung der Straße Am Ölhafen in dem 

erforderlichen Umfang durch den Vorhabenträger zu tragen.  

      

27. Der Transport per LKW führt zu Immissionen durch Schall, Abgase und 

Reifenabrieb und sorgt für Erschütterungen. Zudem werden die LKW vor 

dem Verlassen der Anlieferstelle nicht gereinigt. 

Es ist grundsätzlich zutreffend, dass die Verwendung eines LKW mit 

den o. g. Immissionen verbunden ist. Allerdings wurde im Rahmen der 

vorliegenden Immissionsprognosen eine komplette Anlieferung des 

Klärschlamms ausschließlich per LKW (z. B. bei Störung der 

Druckrohrleitung) betrachtet. Sämtliche Prognosen belegen 

nachvollziehbar, dass die durch den LKW-Verkehr bedingten 

Immissionen vernachlässigbar sind. Dies gilt auch für den ebenfalls 

bodennah entstehenden Reifenabrieb. Es ist somit ausgeschlossen, 

dass relevante Immissionen im Bereich der nächsten Wohnbebauung 

festzustellen sind. Mit Erschütterungen durch die LKW ist nicht zu 

rechnen.  

Da die geplante Anlage über mehrere Anlieferstellen verfügt, steht 

jedem LKW-Fahrer ausreichend Zeit zur Verfügung, sein Fahrzeug 

direkt an der Anlieferstelle im Bereich des Unterdrucks so 

herzurichten, dass Verschmutzungen o. ä. beseitigt werden können 

und die Verkehrstüchtigkeit des Fahrzeuges sichergestellt werden 

kann. Durch entsprechende organisatorische und technische 

Maßnahmen stehen darüber hinaus die entsprechenden Hilfsmittel im 

Schleusenbereich zur Verfügung.   

           

28. Die Vinylchlorid-Rohrleitung muss im Bereich der zu errichtenden 

Einfahrt verlegt werden. Dies ist mit erheblichen Sicherheitsrisiken und 

Kosten verbunden. 

Die Vinylchlorid-Rohrleitung liegt auf einer bestehenden Rohrbrücke, 

welche eine ausreichende Höhe zum Boden aufweist, sodass diese 

von LKW unterquert werden kann. Somit sind keine Eingriffe 
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notwendig. Wie in der Bewertung zum Einwendungspunkt 26 erläutert, 

sieht die Stadt Köln die Erschließung des Vorhabens als gesichert an.  

     

29. Der Schiffstransport (des Klärschlamms) aus Bonn entfällt und wird auf 

LKW umgestellt. Dies wurde in den Antragsunterlagen nicht betrachtet. 

Am 09.05.2025 unterrichtetet der Rechtsbeistand der KLAR GmbH 

das Dezernat 53 der Genehmigungsbehörde darüber, dass der Rat 

der Stadt Bonn einen Transport der Klärschlämme von Bonn nach 

Köln via Schiff mehrheitlich abgelehnt hat. Hintergrund seien die 

hohen Kosten für den Bau eines solchen Schiffs, welche auf die 

Bürger*innen der Stadt Bonn umgelegt werden müssten. Daher soll 

der Transport nun mit Hilfe von (Elektro)-LKW erfolgen. Gleichwohl 

soll die Machbarkeit des Schiffstransports zukünftig erneut geprüft 

werden.  

Für das Genehmigungsverfahren sind diese Informationen nicht 

unmittelbar von Bedeutung, da in sämtlichen Fachgutachten auch ein 

Ausfall des Schiffs und die Anlieferung per LKW betrachtet worden ist. 

Auch in diesem Fall sind keine erheblichen Auswirkungen auf die 

einzelnen Schutzgüter zu erwarten.  

 

30. Die Errichtung einer Störfallanlage in unmittelbarer Nähe zum Sportplatz 

und zu Wohngebieten ist nicht akzeptabel. Es existiert kein 

Schutzkonzept im Falle eines Störfalls. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass die geplante 

Klärschlammverwertungsanlage nicht dem Anwendungsbereich der 

Störfall-Verordnung (12. BImSchV) unterliegt. Die in der Anlage 

gehandhabten relevanten Stoffe im Sinne der 12. BImSchV sind 

Erdgas, Heizöl und Stäube sowie die Abfälle aus der 

Abgasreinigungsanlage (AGR). Diese wurden in der Prüfung 

berücksichtigt. Die gehandhabten Mengen an Stoffen, welche 

störfallrelevant sind, unterschreiten die jeweiligen Mengenschwellen 

des Anhangs 1 der 12. BImSchV. Auch unter Berücksichtigung der 

Quotientenregel der Störfall-Verordnung werden die entsprechenden 
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Mengenschwellen nicht erreicht. Somit ist die geplante Anlage kein 

Betriebsbereich im Sinne der Störfall-Verordnung; es sind daher keine 

Pflichten gemäß Störfall-Verordnung zu erfüllen. 

Alle gesetzlich geforderten Maßnahmen der Vorsorge gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 2 wurden mit den Antragsunterlagen vorgelegt. Es liegt 

insbesondere ein Explosionsschutzkonzept vor (Kapitel 21.04 der 

Antragsunterlagen). Dieses wurde vom Dezernat 55 (Arbeitsschutz) 

der Genehmigungsbehörde positiv geprüft und wird in der Anlage 

umgesetzt, sodass keine explosionsschutzrechtlichen Bedenken 

durch den Betrieb der Anlage bestehen. Darüber hinaus werden die 

baurechtlich vorgesehenen Abstände eingehalten. Die Errichtung der 

Anlage auf dem Grundstück ist rechtlich nicht zu beanstanden.   

 

31. Die Brand- und Explosionsschutzkonzepte weisen erhebliche Mängel 

auf. Die Konzepte sind voller Lücken, Widersprüche und pauschaler 

Annahmen. 

Die vorgelegten Antragsunterlagen wurden sowohl der 

Brandschutzdienststelle der Stadt Köln, als auch dem Dezernat 55 der 

Genehmigungsbehörde zur Prüfung vorgelegt. Ausweislich der 

Stellungnahmen dieser Fachbehörden sind das eingereichte Brand- 

und Explosionsschutzkonzept nicht bemängelt worden. Die 

behaupteten Mängel in den Gutachten sind in ihrer Pauschalität nicht 

nachvollziehbar.  

 

32. In die Antragsunterlagen werden mögliche Betriebsstörungen nur 

pauschal behandelt und es fehlt eine Darstellung von entsprechenden 

Schutzmaßnahmen. 

Dieser Einwendungspunkt wurde inhaltlich bereits in der Bewertung 

zum Einwendungspunkt 31 behandelt.  

  

33. In den Antragsunterlagen fehlt eine umfassende kumulative 

Immissionsbetrachtung. Darüber hinaus werden Kinder und andere 

vulnerable Gruppen nicht explizit als schutzwürdige Gruppe betrachtet. 
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Dementsprechend prüft die Genehmigungsbehörde die Einhaltung der 

Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG nicht ausreichend, da durch den 

Betrieb der Anlage erhebliche Gefährdungen oder Nachteile für die 

Nachbarschaft entstehen. 

Sowohl die entsprechenden Fachgutachten (Immissionsprognose für 

Luftschadstoffe, Geräuschimmissionsprognose, etc.), wie auch der 

den Antragsunterlagen beigefügte UVP-Bericht betrachten die 

Immissionssituation in Bezug auf die zu betrachtenden Schutzgüter 

des UVPG entsprechend den jeweiligen rechtlichen Regelungen. Eine 

kumulative Betrachtung, welche beispielsweise eine Summe aus 

verschiedenen Immissionen bildet, ist im deutschen Recht nicht 

vorgesehen.  

Im BImSchG und den immissionsschutzrechtlichen Verordnungen 

sowie den normkonkretisierenden Verwaltungsvorschriften zum 

Immissionsschutzrecht betrachtet der Gesetzgeber u. a. den Schutz 

von Menschen. Kinder und andere empfindliche Gruppen sind dabei 

eingeschlossen. Durch die Antragsunterlagen wurde nachgewiesen, 

dass der Betrieb der Anlage zu keinen erheblichen 

Umweltauswirkungen und sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile 

und erheblichen Belästigungen für die Allgemeinheit und die 

Nachbarschaft führt. Bezüglich Luftschadstoffen, Gerüchen und 

Geräuschen ist die Anlage irrelevant im Sinne der TA Luft und TA 

Lärm. Insbesondere werden die Immissionsrichtwerte zum Schutz der 

menschlichen Gesundheit nach Kapitel 4 der TA Luft deutlich 

unterschritten. Es ist also davon auszugehen, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen nicht auftreten (vgl. Landmann/Rohmer 

UmweltR/Hansmann/Jahn TA Luft 4, 4_1 Rn.6).  

Sämtliche am Verfahren beteiligten Stellen haben durch ihre 

Stellungnahmen zum Ausdruck gebracht, dass keine durch 

Nebenbestimmungen o. ä. ausräumbaren Bedenken gegen die 

Realisierung des Vorhabens bestehen. Es ist somit unzutreffend, dass 

der Betrieb der Anlage zu erheblichen Gefährdungen oder Nachteilen 

für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft führt. Dem Schutzprinzip 



 

 

30 

 

aus der Betreiberpflicht gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG wird 

ausreichend Rechnung getragen.        

   

34. Die Anlage soll in direkter Nähe zu einem Naturschutzgebiet errichtet 

werden, welches durch Emissionen (Lärm, Luftschadstoffe) gefährdet 

wird. 

Die naturschutzrechtlichen Belange wurden vom Dezernat 51 der 

Genehmigungsbehörde in der Eigenschaft als Höhere Naturschutz-

behörde (HNB) im Rahmen ihrer Zuständigkeit geprüft. Dabei wurde 

festgestellt, dass keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 

Realisierung des Vorhabens bestehen. Im Rahmen des UVP-Berichts 

wurde auch die Immissionszusatzbelastung in Bezug auf den Schutz 

von Vegetation und Ökosystemen beurteilt. Die von dem Betrieb der 

Anlage hervorgehenden Immissionszusatzbelastungen liegen 

unterhalb der in der TA Luft aufgeführten Irrelevanzgrenzen. Die 

Immissionsprognose legt plausibel dar, dass die im weiteren Umfeld 

der Anlage gelegenen FFH-Gebiete außerhalb des Abschneidewerts 

von 0,3 kg N/(ha∙* a) für die Eutrophierung und 0,04 keq/(ha∙* a) für 

die Versauerung liegen. Eine Beeinträchtigung der umliegenden 

Naturschutzgebiete durch die Deposition von Schwefel oder Stickstoff 

ist daher auszuschließen. Im Übrigen wird auf die weiteren 

Ausführungen in Kapitel 4.2.6 des Genehmigungsbescheids 

verwiesen.   

 

35. Die Ausgleichsfläche für Mauereidechsen ist unzureichend und das 

Ersatzhabitat liegt direkt an der Anlieferstraße. Das Habitat sollte an 

einem störungsfreien Ort liegen und die Population überwacht werden. 

Diese Einwendung wurde u. a. vom Dezernat 51 der 

Genehmigungsbehörde als zuständige Fachbehörde geprüft. Dabei 

wurde festgestellt, dass das Ursprungshabitat der vorkommenden 

Mauereidechsen bereits durch umliegende Industrieanlagen 

störungsgeprägt (Lärm-, Licht- und Schadstoffemissionen) ist. Die 

derzeit als Grünland genutzten Bereiche der Ausweichfläche werden 
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u. a. durch das Einbringen von Steinriegeln, die Schaffung von 

Rohbodenflächen und Krautsäumen sowie das Anlegen von 

Sandlinsen als Eiablageplätze für verschiedene Lebenszyklen der 

Mauereidechse optimiert (siehe Artenschutzrechtliche Prüfung 

Ausgleichskonzept). Somit ist die CEF-Maßnahme (Continuous 

Ecological Functionality – vorgezogene Artenschutzmaßnahme) dazu 

geeignet die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang sicherzustellen. Ein 

Risikomanagement/Monitoring ist nur für landesweit bedeutsame 

Vorkommen oder bei umfangreichen Maßnahmenkonzepten 

erforderlich (LANUK).“ 

 

36. Es wurden nur 15 Eidechsen, darunter zwei Weibchen gefunden, was für 

die Entwicklung einer neuen Population zu wenig sein könnte. 

Die CEF-Maßnahme wurde seitens der Antragstellerin sowohl mit der 

Unteren Naturschutzbehörde der Stadt Köln, als auch mit der Höheren 

Naturschutzbehörde (Dezernat 51) der Genehmigungsbehörde 

abgestimmt. Darüber hinaus ist die Maßnahme noch nicht 

abgeschlossen, sodass noch weitere weibliche Exemplare der 

Mauereidechse gefunden werden können.     

  

37. Die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen sollten den Menschen in 

Merkenich zugutekommen (Sanierung Fußballplatz, Lärmschutz, 

Trockenmauer). 

Die konkreten Ausgleichsmaßnahmen werden auf Grundlage der 

entsprechenden naturschutzfachlichen Regelungen und Gesetzte von 

der zuständigen Naturschutzbehörde vorgegeben. Es handelt sich 

dabei um naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen. 

Freiwillige oder andersartige Maßnahmen, welche den Bürgern im 

Stadtteil Merkenich zugutekommen, sind rechtlich nicht durchsetzbar 

und für die Entscheidung über den Genehmigungsantrag letztlich 

unerheblich.     
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38. Es sollten weitere Begrünungsmaßnahmen am Standort geprüft werden, 

u. a. an der Fassade der geplanten Anlage. 

In Kapitel 4.9.2 des UVP-Berichts werden die Auswirkungen des 

Baukörpers auf das Landschaftsbild untersucht und bewertet. Der 

Betriebsstandort soll mit standortgerechten Gehölzen eingegrünt 

werden, um die Integration der Anlage in das Umfeld zu verbessern. 

Zudem ist eine extensive Begrünung des Daches des MSE- 

Gebäudes und des Bunkers vorgesehen und beantragt. Da weder von 

der Stadt Köln noch der Höheren Naturschutzbehörde der 

Genehmigungsbehörde weitere Begrünungsmaßnahmen gefordert 

wurden, werden die beantragten Maßnahmen als ausreichend 

betrachtet. Eine Begrünung der Fassade ist bei industriellen Bauten, 

wie der vorliegenden Klärschlammverwertungsanlage, technisch 

darüber hinaus nur schwer umsetzbar und führt zu Erschwernissen 

des Betriebes.        

  

39. Die geplante Anlage hat einen negativen Einfluss auf Gastvögel. 

Mögliche Auswirkungen auf Gastvögel wurden gemäß den 

vorliegenden Antragsunterlagen in der Artenschutzrechtlichen 

Prüfung – Stufe II und dem u. a. darauf basierenden UVP-Bericht 

untersucht. Dabei wurde festgestellt, dass Vogelarten, darunter drei in 

NRW (Baumfalke, Rotmilan, Kormoran) planungsrelevante Arten und 

eine weitere für das Stadtgebiet Köln besonders zu beachtende Art 

(Mauersegler) als Gastvögel (u. a. Nahrungsgäste, überfliegend, etc.) 

erfasst werden konnten, d. h. sie besitzen in den vorhabenbedingt 

beanspruchten Flächen keine Fortpflanzungs- oder Ruhestätten. Ein 

negativer Einfluss auf Gastvögel durch die Realisierung des 

Vorhabens wurde nicht festgestellt. Die v. g. Dokumente wurden 

ebenfalls vom Dezernat 51 der Genehmigungsbehörde als 

zuständiger Höheren Naturschatzbehörde geprüft und nicht 

bemängelt. 
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40. Durch die von der Anlage emittierten Luftschadstoffe (Feinstäube, 

Stickstoff, Dioxine und Furane) geht eine Gesundheitsgefahr für Kinder, 

Sporttreibende und Anwohner aus. 

Bestandteil der Antragsunterlagen ist eine Immissionsprognose der 

Müller-BBM GmbH. Die Ergebnisse der Ausbreitungsrechnung 

zeigen, dass die ermittelten Kenngrößen der Immissions-Jahres-

Gesamtzusatzbelastung durch die anlagenspezifischen 

Luftschadstoffe im Bereich des Immissionsmaximums die 

entsprechenden Immissionswerte der TA Luft weit unterschreiten. 

Insbesondere unterschreiten die durch das Vorhaben 

hervorgerufenen schadstoffspezifischen Immissionszusatz-

belastungen die entsprechenden Relevanzgrenzen der TA Luft 

deutlich. Für die Deposition durch PCDD/F (inkl. dioxinähnliche-PCB) 

konnte gezeigt werden, dass im Bereich der nächstgelegenen 

Wohnnutzung, der die höchste Gesamtzusatzbelastung im 

Beurteilungsgebiet aufweist, die Immissionszusatzbelastung die 

maßgebliche Relevanzgrenze nicht überschreitet.  

Für die Schadstoffe, für die in der TA Luft keine entsprechenden 

Beurteilungswerte vorliegen, wurde die ermittelte Gesamtzusatz-

belastung anhand weiterer anerkannter Wirkungs- und 

Risikoschwellenwerte (z. B. Werte der Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz und der 

Weltgesundheitsorganisation) bezüglich ihrer Relevanz beurteilt. 

Auch hier zeigen die Ergebnisse, dass auch für diese Schadstoffe der 

Immissionsbeitrag der geplanten Klärschlammverwertungsanlage zu 

einer irrelevanten Zusatzbelastung führt. 

Das LANUK NRW hat diese Prognose geprüft und für nachvollziehbar 

und plausibel erklärt. 

Die Immissionswerte der TA Luft beschreiben die Konzentrationen von 

Schadstoffen, welche in der Umgebungsluft außerhalb der Anlage 

maximal auftreten dürfen und orientieren sich an wissenschaftlich 

abgeleiteten toxikologischen Grenzwerten (z. B. Weltgesundheits-

organisation, EU-Luftqualitätsrichtlinie). Das Ziel ist die Verhinderung 
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von langfristigen oder akuten Gesundheitsschäden für die 

Bevölkerung durch Luftschadstoffe. Es handelt sich dabei um einen 

präventiven Gesundheitsschutz, mithilfe dessen der Gesetzgeber 

sicherstellen möchte, dass selbst bei einer Dauerexposition keine 

gesundheitlichen Schädigungen auftreten. Dabei wird nicht zwischen 

verschiedenen Personengruppen unterschieden. Die o.g. Grenzwerte 

sind vielmehr so festgelegt, dass sie für die Gesamtbevölkerung, also 

auch sensible Gruppen, gültig sind. Durch die v. g. Prognose wurde 

nachgewiesen, dass der Betrieb der Anlage zu einer irrelevanten 

Zusatzbelastung führt, wodurch nach TA Luft ein relevanter Einfluss 

auf die Einhaltung der Immissionswerte ausgeschlossen werden kann 

und somit der Schutz der menschlichen Gesundheit weiterhin 

gewährleistet ist. Gemäß der vom Gesetzgeber aufgestellten 

Prüfkriterien in einem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-

verfahren ist nicht von einer Gesundheitsgefährdung für die 

Bevölkerung durch den Betrieb der Anlage auszugehen.   

                   

41. Die mangelnde Berücksichtigung der kumulativen Belastung in einem 

industriell und verkehrlich stark vorbelasteten Ballungsraum wie Köln ist 

nicht hinnehmbar. 

Der Betrachtung einer kumulativen Belastung in einem immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren hat der Gesetzgeber in 

der TA Luft durch die sogenannte Vorbelastungsuntersuchung 

Rechnung getragen. Sie dient explizit dazu, herauszufinden, wie stark 

die Luft in einem Gebiet bereits mit Schadstoffen vorbelastet ist, bevor 

eine neue Anlage hinzukommt. So soll verhindert werden, dass sich 

mehrere Belastungen summieren und die entsprechenden 

Schutzwerte überschritten werden. Gleichzeitig erlaubt die TA Luft 

verschiedene Ausnahmen vom Erfordernis der Durchführung einer 

Vorbelastungsuntersuchung nach Nummer 4.6 der TA Luft. So wird 

sichergestellt, dass kleine oder unkritische Vorhaben nicht mit einem 

unverhältnismäßig hohen Aufwand geprüft werden müssen, 
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wohingegen große Emittenten oder sensible Situationen dennoch 

genau betrachtet werden.        

Wie in der Bewertung zum Einwendungspunkt 40 dargelegt, ist der 

Zusatzbeitrag der Klärschlammverwertungsanlage als irrelevant im 

Sinne der TA Luft einzustufen.  

Die Anfertigung einer Vorbelastungsuntersuchung ist aufgrund des 

Immissionsverhaltens der Anlage nicht notwendig. Gleichzeitig wurde 

im UVP-Bericht die lufthygienische Vorbelastung anhand der vier 

nächstgelegenen Messstationen des Luftqualitäts-

Überwachungssystems des LANUK NRW untersucht und die 

Übertragbarkeit der Messungen der dortigen Messstationen auf die 

Anlagenumgebung plausibel dargelegt. Wie die Auswertung der 

Messergebnisse zeigt, unterschreiten die Werte für alle Schadstoffe 

an den Messstationen die Immissionsgrenzwerte der TA Luft bzw. der 

Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen 

(39. BImSchV) deutlich (vgl. Kapitel 3.8 UVP-Bericht). Die 

Vorbelastung im Untersuchungsgebiet wurde in den 

Antragsunterlagen regelungskonform im vorgesehenen Rahmen 

berücksichtigt.  

           

42. Die Luftschadstoffprognose berücksichtigt die meteorologischen 

Wetterbedingungen (insbesondere Inversionswetterlagen) in Köln-

Merkenich nicht ausreichend. 

Für die erforderlichen Berechnungen einer Immissionsprognose sind 

meteorologische Messdaten wie Wind- und Ausbreitungsverhältnisse 

essenziell. Da im Untersuchungsgebiet keine diesbezüglichen 

Messungen erfolgen, wurden die Daten der nächstgelegenen 

Messstation des Deutschen Wetterdienstes, welche die Verhältnisse 

am besten widerspiegelt, verwendet. Eine entsprechende 

Übertragbarkeitsstudie nach Anhang 2 der TA Luft i. V. m. VDI 3783 

Blatt 20 liegt dem Dezernat 53 der Genehmigungsbehörde aus dem 

letzten immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren des 
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direkt angrenzenden Heizkraftwerks Merkenich aus dem Jahr 2022 

(Az. 53.0032/22/1.1-Rewö) vor.  

Die Ergebnisse der Berücksichtigung der im Einwendungspunkt 

speziell angeführten Inversionswetterlagen in Köln-Merkenich sind in 

Kapitel 5.1.3.1 der Immissionsprognose aufgeführt. Die 

entsprechenden Messdaten bezüglich der Windrichtung und 

Windgeschwindigkeit sowie die Stabilität der atmosphärischen 

Schichtung wurden der Prognose zugrunde gelegt. Die Prüfung durch 

das LANUK NRW ergab ebenfalls keine Hinweise darauf, dass 

Inversionswetterlagen in den Antragsunterlagen nicht ausreichend 

betrachtet wurden.  

      

43. Die prognostizierten Überschreitungen der Immissionsrichtwerte für 

Lärm während der Bauphase zeigen bereits die Grenzen der 

Zumutbarkeit auf. Die Unterlagen legen zudem dar, dass die 

Lärmgrenzwerte insbesondere nachts voraussichtlich überschritten 

werden. 

Bestandteil der Antragsunterlagen ist eine Baulärm- und 

Erschütterungsprognose für die Errichtungsphase der Klärschlamm-

verwertungsanlage. Maßgebend für die Beurteilung der 

Geräuschimmissionen während der Bautätigkeit ist die Allgemeine 

Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm). 

Bezüglich des Einwendungspunktes ist zunächst festzustellen, dass 

sich die Bautätigkeiten hauptsächlich auf die Tagzeit (7 bis 20 Uhr 

nach AVV Baulärm) beschränken. In der Rohbauphase ist allerdings 

aus bautechnischen Gründen vorrübergehend eine kontinuierliche 

Betonierung auch zur Nachtzeit nach AVV Baulärm (20 bis 7 Uhr) 

erforderlich. 

Die Ergebnisse der v. g. Prognose zeigen, dass die 

Immissionsrichtwerte tagsüber nach Ziffer 3.1.1. der AVV Baulärm an 

sämtlichen Immissionsorten nicht überschritten werden. Da der 

prognostizierte Immissionsrichtwert am „IO3 – Ivenshofweg 21“ voll 

ausgeschöpft wird, ist eine Überschreitung aufgrund der 
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vorherrschenden Hintergrundgeräusche (Industrie, Autobahn, etc.) 

jedoch nicht ausgeschlossen.  

Während der kontinuierlichen Betonierung zur Rohbauphase wird der 

Immissionsrichtwert am maßgeblichen Immissionsort „IO3 – 

Ivenshofweg 21“ nachts gemäß der v. g. Prognose um 6 dB (A) 

überschritten. Verantwortlich dafür zeigen sich primär die zum Einsatz 

kommenden Innenrüttler.   

Die Notwendigkeit einer kontinuierlichen Betonierung beschränkt sich 

auf insgesamt einige Tage. Nach Ziffer 4.1 der AVV Baulärm sind bei 

einer Überschreitung der nach Ziffer 6 ermittelten Beurteilungspegel 

des von Baumaschinen hervorgerufenen Geräusches um mehr als 

5 dB(A) des Immissionsrichtwerts Maßnahmen zur Minderung der 

Geräusche anzuordnen. Zur weiteren Untersuchung des 

Sachverhaltes wurde mit Datum vom 14.01.2026 eine 

schalltechnische Ergänzung zur v. g. Prognose beigebracht, welche 

mögliche Maßnahmen zur Lärmminderung während der 

Betonierarbeiten in Gleitbauweise weiter konkretisiert. Dabei wurde 

festgestellt, dass eine kombinierte Wetter- und 

Schallschutzmaßnahme sowie ergänzend dazu zusätzliche 

Abschirmmaßnahmen im Bereich der Pumpen dazu geeignet sind, zu 

einer wesentlichen Reduzierung der Lärmimmissionen beizutragen. 

Im Bereich der hauptsächlichen Lärmquelle ist von einer Reduzierung 

der erzeugten Geräuschabstrahlung um 5 – 8 db(A) auszugehen. Es 

ist daher von der Einhaltung der Lärmimmissionswerte gemäß AVV 

Baulärm auch zur Nachtzeit auszugehen. Die Einhaltung der in der 

ergänzenden schalltechnischen Stellungnahme konkretisierten 

Maßnahmen und Anforderungen wird durch die Nebenbestimmungen  

5.2.2 und 5.2.3 sichergestellt.       

        

44. Die Geräuschimmissionsprognose behandelt die kumulative 

Lärmbelastung aus Anlagenbetrieb und erhöhtem Verkehrsaufkommen 

nicht. Darüber hinaus ist die Einstufung des Gebiets als Mischgebiet 

falsch und der Charakter des Lärms wird nicht korrekt berücksichtigt. 



 

 

38 

 

Für den Betrieb der Klärschlammverwertungsanlage wurde eine 

Geräuschimmissionsprognose vorgelegt. In Tabelle 1, Kapitel 4.1 der 

Prognose wird die Gebietseinstufung der drei maßgeblichen 

Immissionsorte korrekt dargestellt. Die beiden Immissionsorte „IO1 – 

Merkenicher Hauptstraße 43“ und „IO2 – Am Höfenweg 5“ liegen zwar 

in einem Allgemeinen Wohngebiet, aufgrund der gewachsenen 

Strukturen vor Ort wurden in der Vergangenheit allerdings gemäß 

Nummer 6.7 der TA Lärm Gemengelagewerte auf Basis eines 

Mischgebiets zur Nachtzeit festgelegt. Bei einem Ortstermin am 

26.05.2025 wurde das Vorhandensein der Gemengelage durch das 

Dezernat 53 der Genehmigungsbehörde bestätigt. Insbesondere 

grenzt die Ortslage Merkenich unmittelbar an das Heizkraftwerk 

Merkenich der RheinEnergie AG und weitere Industrieanlagen an.  

In Kapitel 6 der Prognose werden sämtliche stationären und mobilen 

Quellen beschrieben. Wie aus Kapitel 6.5.1 der 

Geräuschimmissionsprognose eindeutig hervorgeht, wurde der 

„Worst-Case“ von 38 LKW pro Tag betrachtet, d. h. eine An- und 

Ablieferung von Klärschlamm findet ausschließlich per LKW statt.  

In Kapitel 8 der Prognose werden auch die Ton- und 

Informationshaltigkeit sowie die Impulshaltigkeit von Geräuschen 

untersucht. Wie die Prognose plausibel und nachvollziehbar darlegt, 

ist abschließend festzustellen, dass bei antragsgemäßem Betrieb der 

Anlage solche Geräusche nicht zu erwarten sind.  

Die Prüfung der Geräuschimmissionsprognose lässt keine 

Rückschlüsse darauf zu, dass die Geräuschimmissionen nicht 

rechtskonform betrachtet wurden. U. a. wurden die Betriebszeiten und 

Betriebszustände korrekt dargelegt, stationäre und mobile 

Schallquellen wurden berücksichtigt, sowie ton-, impuls- und 

informationshaltige Geräusche betrachtet. Deutlich wurde zudem, 

dass sämtliche Immissionsorte während des Betriebs der Anlage 

sowohl zur Tag- wie auch zur Nachtzeit außerhalb des 

Einwirkbereichs der Anlage gemäß Nr. 2.2 TA Lärm liegen.          
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45. Die erstellte Prognose zu den Geruchsimmissionen ist nicht ausreichend 

und unabhängig. Die Einstufung als irrelevant ist nicht akzeptabel. 

Im Rahmen der vorgelegten Immissionsprognose wurden ebenfalls 

die Geruchsimmissionen (Gesamtzusatzbelastung) ermittelt. Wie aus 

Abbildung 21 der v. g. Prognose hervorgeht, treten die maximalen 

Geruchsimmissionen mit einer relativen Häufigkeit von 0,03 % der 

Jahresstunden im Nahbereich der geplanten Anlage auf dem 

Betriebsgelände der KLAR GmbH auf. Das in Anhang 7 der TA Luft 

aufgeführte „Irrelevanzkriterium“ von 2 % (relative 

Geruchsstundenhäufigkeit pro Jahr) wird auf allen Rasterflächen 

deutlich unterschritten. Im Bereich des Sportplatzes und der 

nächstgelegenen Wohnbebauung sind keine Geruchsstunden 

festzustellen. Insofern ist die Einstufung der Anlage als irrelevant 

zutreffend. 

Da auch die angrenzende mechanische Schlammentwässerung in der 

Prognose berücksichtigt wurde, ist nicht mit erheblichen 

Belästigungen oder Nachteilen für die Nachbarschaft zu rechnen. Die 

prognostizierte Verteilung der Geruchsimmissionen entspricht darüber 

hinaus den Erfahrungswerten vergleichbarer Anlagen. Die in der 

Prognose getroffenen Aussagen sind daher plausibel und 

nachvollziehbar.  

Da die Beweislast für die Einhaltung der Genehmigungs-

voraussetzungen nach § 6 Abs. 1 BImSchG bei der Antragstellerin 

liegt, ist diese auch dafür verantwortlich, die entsprechenden 

Prognosen beizubringen. Diese wurden von den einzelnen 

Fachbehörden geprüft. Durch diese Vorgehensweise wird nicht 

objektiven oder fachlich nicht neutralen Prognosen, welche zu Lasten 

der sachlichen Richtigkeit gehen, vorgebeugt.             

 

46. Es entsteht eine erhebliche Geruchsbelastung durch Trocknung und 

Brüdenkondensation. 

Der angelieferte Klärschlamm wird in entsprechenden Trocknern 

vorgetrocknet, um eine selbstständige Verbrennung des Klärschlamm 
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in der Wirbelschichtfeuerung zu ermöglichen. Bei der Trocknung des 

Klärschlamms entsteht abgedampftes Wasser, der sogenannte 

Brüden. Dieser Brüden wird in einer zweistufigen Brüdenkondensation 

weitgehend kondensiert. Die dabei entstehende geruchsbelastete 

Abluft wird im Regelbetrieb als Verbrennungsluft der 

Wirbelschichtfeuerung zugeführt, wodurch die enthaltenen 

Geruchsstoffe zerstört werden. Während Revisionsarbeiten und 

geplanten Stillständen werden Trocknung und Brüdenkondensation 

außer Betrieb genommen, sodass keine geruchsbelastete Abluft 

anfällt. Bei einem ungeplanten Ausfall der Verbrennung wird die Abluft 

über einen separaten Schornstein in die Atmosphäre geleitet. Zur 

Minimierung der Geruchsemissionen ist diese Quelle mit einem 

Aktivkohlefilter ausgestattet, wodurch eine Geruchkonzentration von 

500 GE/m³ nicht überschritten wird. Dies entspricht dem Stand der 

Technik für Anlagen zum Trocknen von Klärschlamm gemäß Nummer 

5.4.8.10b der TA Luft. Im Übrigen wird auf das Kapitel 8.1.2.3 der 

Antragsunterlagen verwiesen. 

Nach Prüfung der Antragsunterlagen ist festzustellen, dass die Anlage 

insgesamt dem Stand der Technik entspricht und somit nicht mit 

erheblichen Geruchsbelastungen zu rechnen ist. Schließlich handelt 

es bei der Trocknung und der Brüdenkondensation um ein vollständig 

geschlossenes System. Wie in der Bewertung zum 

Einwendungspunkt 45 und der Immissionsprognose dargelegt, sind in 

Gebieten, in welchen sich Personen nicht nur vorübergehend 

aufhalten, keine Geruchsstunden pro Jahr zu erwarten.     

  

47. Keimemissionen (durch Mikroorganismen, Pilzsporen oder Bakterien) 

können durch Abluft, offene Anlieferung oder beim Umladen freigesetzt 

werden. 

Der Klärschlamm stellt eine potentielle Quelle für Keimemissionen dar. 

Hinsichtlich einer möglichen Gesundheitsgefährdung durch 

Klärschlamm wird auf die Bewertung zum Einwendungspunkt 16 

verwiesen. Zur Bewertung dieses Einwendungspunktes ist darüber 
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hinaus der Weg des Klärschlamms von der Anlieferung bis zur 

Verbrennung zu untersuchen.  

Wie in Kapitel 8.1.1 der Antragsunterlagen beschrieben wird, ist 

ausschließlich die Anlieferung mittels abgeplanten LKW vorgesehen. 

Eine solche Anlieferung unterliegt den Anforderungen des 

Transportrechts und entspricht dem Stand der Technik, sodass nicht 

mit signifikanten Keimemissionen zu rechnen ist. Die geschlossene 

Rohrleitung vom Hafen zur Anlage stellt keine Keimquelle dar.  

Das Abkippen des Klärschlamms in den Klärschlammbunker findet in 

einem Schleusenbereich statt, welcher an beiden Seiten mit Toren 

verschlossen ist. Im Schleusenbereich und im Bunker herrscht ein 

Unterdruck, sodass keine Abluft in die Umgebung gelangt. Die 

abgesaugte Luft wird der Feuerung zugeführt, wodurch etwaige Keime 

sicher zerstört werden. Bei Revisionsarbeiten oder ungeplanten 

Stillständen wird die Bunkerabluft über Aktivkohlefilter gereinigt und 

anschließend in die Umgebung abgeleitet (vgl. Kapitel 5.4 der 

Antragsunterlagen). Unter Berücksichtigung der Bewertung zum 

Einwendungspunkt 16 und der eingesetzten Anlagentechnik ist eine 

Freisetzung von Keimemissionen in die Umgebung nicht zu erwarten. 

Insbesondere ist eine daraus resultierende Gefährdung der Umwelt 

oder der Nachbarschaft nicht zu befürchten.     

 

48. Es werden keine konkreten Maßnahmen zur Vermeidung von 

Lichtverschmutzung genannt. In den Morgen- und Abendstunden sowie 

in der Nacht ist von starker Beleuchtung der Anlage auszugehen, die den 

Nachthimmel erhellt und Wohnhäuser direkt anleuchtet. 

In Kapitel 8 der Antragsunterlagen und in Kapitel 2.3.7 des UVP-

Berichts werden konkrete Maßnahmen zur Beschränkung der 

Beleuchtung auf das notwendige Maß erläutert. Die geplante Anlagen- 

und Straßenbeleuchtung auf dem Betriebsgelände basiert auf 

Grundlage der entsprechenden Fachdokumente der Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) und des 

Bundesamtes für Naturschutz (BfN). Aus Arbeits- und 
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Betriebssicherheitsgründen kann auf eine Beleuchtung auf dem 

Betriebsgelände zur Nachtzeit nicht in Gänze verzichtet werden. 

Beleuchtete Werbebanner o. ä., welche eine Abstrahlungswirkung in 

die Umgebung aufweisen, sind nicht beantragt. Nach Prüfung der 

vorgelegten Antragsunterlagen liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, 

dass der Nachthimmel direkt künstlich erhellt oder Wohnhäuser 

geradewegs angestrahlt werden.  

  

49. Erschütterungen während der Errichtung der Anlage könnten zu 

Bodenverdichtungen und Rissen im Boden und umliegenden Gebäuden 

führen. 

Bestandteil der Antragsunterlagen ist eine Baulärm- und 

Erschütterungsprognose, welche die auf Menschen und Gebäude 

einwirkenden Erschütterungsimmissionen anhand der einschlägigen 

DIN-Normen untersucht. Die größten Erschütterungsimmissionen sind 

demnach während der Tiefbauphase zur Tagzeit zu erwarten. Hierzu 

wurden erschütterungsarme Bauverfahren verbindlich vorgegeben, 

wie z. B. Bohrpfähle als Tiefgründung (statt Rammpfähle). Der 

Fachgutachter hat in seiner Prognose plausibel und nachvollziehbar 

dargelegt, dass keine nennenswerten Erschütterungsimmissionen im 

Bereich der nächstgelegenen Wohnbebauung oder Risse im Boden 

zu erwarten sind. Aufgrund des sandigen Untergrunds können sich 

Erschütterungen nicht in weitere Entfernungen ausbreiten. Bereits in 

einer Entfernung von ca. 20 m sind Erschütterungsimmissionen nicht 

mehr spürbar.  

  

50. Es kommt zu Wertminderung der Immobilien durch die KVA und der 

damit im Zusammenhang stehenden Immissionen. Es werden 

Entschädigungen gefordert. 

Der Verkehrswert eines Grundstückstücks hängt von zahlreichen –

auch planungsunabhängigen – Faktoren ab. Entscheidend sind die 

tatsächlichen Auswirkungen des geplanten Vorhabens, falls diese die 

Zumutbarkeitsschwellen der entsprechenden Fachrechte 
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überschreiten. Nach Prüfung der vorliegenden Antragsunterlagen, ist 

festzustellen, dass durch den Betrieb der Anlage keine schädlichen 

Umwelteinwirkungen, erhebliche Nachteile und erhebliche 

Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft 

hervorgerufen werden. Eine etwaige darüber hinausgehende 

Minderung der Wirtschaftlichkeit und eine Verschlechterung der 

Verwertungsaussichten sind von den Eigentümern hinzunehmen (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 27. Oktober 1999 – 11 A 31/98, Rn. 27, juris. und 

BVerwG, Urteil vom 16.03.2006 – 4 A 1001/04 –, Rn. 409, juris.). 

    

51. Die Attraktivität des Stadtteils als Wohn- und Lebensraum wird durch die 

Anlage herabgesetzt, was zu negativen sozialen Auswirkungen führt. 

Kein Grundstückseigentümer kann auf einen unveränderten 

Fortbestand des von ihm zu einem bestimmten Zeitpunkt 

vorgefundenen Wohnmilieus vertrauen. Gemäß der Bewertung zum 

Einwendungspunkt 50 aufgeführten höchstrichterlichen 

Rechtsprechung erwächst aus Art. 14 Grundgesetz kein Milieuschutz 

(vgl. BVerwG, Urteil vom 27. Oktober 1999 – 11 A 31/98, Rn. 27, juris. 

und BVerwG, Urteil vom 16.03.2006 – 4 A 1001/04 –, Rn. 409, juris.).  

 

52. Im UVP-Bericht spielt der Schutz von Kindern keine bzw. nur eine 

untergeordnete Rolle. 

Der UVP-Bericht stellt in Kapitel 3.3 explizit fest, dass die 

Empfindlichkeit nicht für alle Bevölkerungsgruppen gleich ist (Kinder, 

Schwangere, ältere Menschen). Um diesen Umstand ausreichend zu 

berücksichtigen, werden die im Untersuchungsgebiet vorhandenen 

sensiblen Einrichtungen wie Schulen oder Alten- und Pflegeheime 

zunächst erfasst und im weiteren Verlauf gesondert betrachtet. Wie 

bereits in der Bewertung zum Einwendungspunkt 33 dargelegt, geht 

der Gesetzgeber in § 1 BImSchG vom Schutz des Menschen als 

solchen aus. Dies schließt Kinder und andere vulnerable Gruppen 

explizit mit ein. Es existieren darüber hinaus keine weiteren speziellen 

Beurteilungs- oder Grenzwerte für Kinder. Im vorliegenden UVP-
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Bericht wurden daher Kinder gemäß den geltenden rechtlichen 

Regelungen betrachtet. 

     

53. Zur Ermittlung der Vorbelastung werden Messstationen aus mindestens 

5 km Entfernung aus den Jahren 2021-2023 herangezogen. Eine 

ortsnahe Messung, die die spezifischen Gegebenheiten und 

Belastungen in Köln-Merkenich berücksichtigen, wurde nicht 

durchgeführt. 

Bei den herangezogenen Messstationen handelt es sich um die 

offiziellen Immissionsmessstationen aus dem landesweiten 

Luftmessnetz des LANUK, diese charakterisieren sowohl die generelle 

städtische Belastung als auch Belastungsschwerpunkte durch 

Verkehr. Insbesondere die Messstellen zur Darstellung der 

städtischen Belastung sind so ausgelegt, dass die Werte repräsentativ 

für die Exposition der städtischen Bevölkerung sind. Aus den Werten 

ist ersichtlich, dass an allen Messstationen, auch an den 

Verkehrsmessstation die Immissionswerte der TA Luft eingehalten 

werden. Darüber hinaus ist die Immissionszusatzbelastung durch die 

KVA sehr gering, so dass die vorhandene Vorbelastung durch die KVA 

nicht relevant verändert wird.  

 

54. Im UVP-Bericht gibt es keine Alternativprüfung des geplanten 

Vorhabens. 

Dieser Einwendungspunkt wurde inhaltlich bereits in den 

Bewertungen zu den Einwendungspunkten 14 und 20 behandelt. Da 

das UVPG in den wesentlichen Aspekten in die das 

Genehmigungsverfahren regelnde 9. BImSchV überführt wurde, sind 

die in der letzteren normativen Regelung vorgesehenen 

Alternativprüfungen im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-

verfahren anzuwenden.   

 

55. Eine kumulierte Betrachtung der Emissionen durch benachbarte 

Betriebe/Industrieanlagen ist aus den Unterlagen nicht ersichtlich. 
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Dieser Einwendungspunkt ist inhaltlich bereits weitgehend in den 

Bewertungen zu den Einwendungspunkten 33 und 41 untersucht und 

bewertet. Darüber hinaus wurde der zusätzliche LKW-Verkehr in 

Bezug auf die Leistungsfähigkeit der Straßen durch die verkehrliche 

Stellungnahme bewertet. Diese Zusammenhänge wurden im UVP-

Bericht sachgerecht dargelegt.  

Andere Vorhaben, welche im Rahmen des Zusammenwirkens zu 

berücksichtigen sind, wurden in Kapitel 1.5 des UVP-Berichts 

untersucht. Aktuell sind keine weiteren industriellen Genehmigungs-

verfahren bekannt. 

 

56. In den Antragsunterlagen fehlt eine Klimabilanz, die den Anlagenbetrieb 

und auch Emissionen durch den Transport berücksichtigt. 

In Kapitel 4.7 des UVP-Berichts wurden die Auswirkungen der 

Errichtung und des Betriebs der Anlage auf das Schutzgut Klima 

gemäß § 4e der 9. BImSchV untersucht und bewertet. In diesem 

Zusammenhang wird auf das Kapitel 4.2.1 des Genehmigungs-

bescheids verwiesen. Damit entsprechen die Antragsunterlagen den 

gesetzlichen Anforderungen. Eine weitergreifende Klimabilanz, 

welche auch die transportbedingten Emissionen betrachtet, ist in 

einem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nicht 

vorgeschrieben.  

 

57. Im UVP-Bericht wird nicht bzw. nicht ausreichend auf die 

kleinklimatischen Auswirkungen des Vorhabens eingegangen. 

Der vorliegende UVP-Bericht untersucht und bewertet grundsätzlich 

die kleinklimatischen Auswirkungen des Vorhabens vor dem 

Hintergrund der Flächeninanspruchnahme in Kapitel 4.7.1. Dabei 

wurde deutlich, dass die in Anspruch genommene Fläche aufgrund 

ihrer Lage lediglich geringe Auswirkungen auf das Kleinklima vor Ort 

besitzt. Die geplante Klärschlammverwertungsanlage wird an drei 

Seiten von bereits industriell genutzten Flächen begrenzt. So befinden 
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sich nord-östlich das Heizkraftwerk Merkenich, süd-östlich die Ford-

Werke und süd-westlich die Hallen eines Automobilzulieferers.  

Für das Klima vor Ort und eine klimatische Ausgleichsfunktion sind 

insbesondere die umliegenden Naturschutzgebiete und die 

Rheinauen von Bedeutung. Durch die vorgelegten Antragsunterlagen 

wurde plausibel dargelegt, dass keine negativen Auswirkungen für 

diese Flächen zu befürchten sind. Dieser Befund wurde von keiner der 

im Verfahren beteiligten Fachbehörden in Frage gestellt. In diesem 

Zusammenhang wird darüber hinaus auf die Bewertung zum 

Einwendungspunkt 34 verwiesen. 

Gemäß dem vorgelegten UVP-Bericht und des Klimaatlas NRW 

(LANUK NRW) ist eine Barrierewirkung durch den Baukörper, welche 

möglich Kaltlufteinströmungen behindern könne, ebenfalls 

auszuschließen, da der Standort nicht im Einzugsgebiet eines 

Kaltluftvolumenstroms liegt. Dieser fließt über die Grünflächen der 

Rheinaue nördlich des Standortes. Es ist daher nicht erkennbar, dass 

der UVP-Bericht die kleinklimatischen Auswirkungen des Vorhabens 

nicht ausreichend untersucht und bewertet.           

 

58. Wie wird sichergestellt, dass keine toxischen Stoffe austreten und in das 

Grundwasser gelangen? 

Toxische Stoffe im eigentlichen Sinn können in der Klärschlamm-

verwertungsanlage allenfalls in Form von wassergefährdenden 

Stoffen auftreten. Insbesondere die Prüfung des Kapitels 11 der 

Antragsunterlagen hat ergeben, dass die Anforderungen der AwSV 

eingehalten werden. Die erforderlichen Eignungsfeststellungen 

gemäß § 63 WHG i. v. m. § 42 AwSV werden durch diesen Bescheid 

eingeschlossen. 

Darüberhinausgehend erfolgt keine Direkteinleitung von Abwasser in 

das Grundwasser oder ein Oberflächengewässer. Alle 

Abwasserströme werden indirekt in die Kläranlagen Köln-Stammheim 

oder Köln-Langel eingeleitet. Es ist daher im Rahmen der gesetzlichen 

Regelungen sichergestellt, dass keine toxischen oder 
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wassergefährdenden Stoffe in ein Gewässer gelangen. Außerdem 

werden die Anlagen der KVA so errichtet, dass sie auch bei einem 

200-jährlichen Hochwasser geschützt sind.    

  

59. Auf dem Gelände standen früher Transformatoren, eine Belastung des 

Bodens mit PCB ist nicht ausgeschlossen. 

Es ist zutreffend, dass die RheinEnergie AG auf dem Areal der 

geplanten Klärschlammverwertungsanlage mehrere Trafostände 

betrieben hat. Die zuständige Untere Bodenschutzbehörde der Stadt 

Köln wurde im Genehmigungsverfahren beteiligt. Aus ihrer 

Stellungnahme geht hervor, dass sich die geplante Anlage im Bereich 

einer stofflichen Bodenveränderung befindet. Der gesamte 

Betriebsstandort ist nachrichtlich ins Altlastenkataster aufgenommen. 

Wie Kapitel 19.1 der Antragsunterlegen zu entnehmen ist, ist der 

Antragstellerin dieser Umstand bekannt. Zudem wurden im Zuge der 

Planung Baugrunduntersuchungen durchgeführt, welche den 

Antragsunterlagen beigefügt sind. Dabei wurde festgestellt, dass die 

untersuchten Böden im Hinblick auf die Anforderungen der 

Ersatzbaustoffverordnung verwertet werden können. Unabhängig 

davon wird im Rahmen der Baumaßnahme auf die Mitteilungspflichten 

nach § 2 des Landesbodenschutzgesetz NRW verwiesen. Weder das 

Bauaufsichtsamt noch die Untere Bodenschutzbehörde der Stadt Köln 

haben in ihren Stellungnahmen grundsätzliche Bedenken geäußert.  

     

60. Durch Abnutzung, Unfälle oder Niedrigwasser könnten aus der 

Druckrohrleitung wassergefährdende Stoffe austreten. Möglich ist eine 

Beeinträchtigung des Rheins, des Grundwassers und der 

Trinkwasserversorgung. 

Dieser Einwendungspunkt wurde inhaltlich bereits in der Bewertung 

zum Einwendungspunkt 5 behandelt.    
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61. Die Anlage wird in direkter Nähe zum Rhein errichtet und ist aufgrund 

zunehmender Extremwetterlagen hochwassergefährdet. Risiken durch 

Starkregen und andere Extremwetterlagen wurden nicht betrachtet. 

Das Gelände, auf dem die Klärschlammverwertungsanlage (KVA) 

errichtet werden soll, liegt nicht im gesetzlich festgesetzten 

Überschwemmungsgebiet des Rheins, das für ein 

Hochwasserereignis, das theoretisch einmal in 100 Jahren auftritt, 

ausgewiesen wurde. Das Gelände ist durch eine 

Hochwasserschutzanlage mit einem Schutzziel von 11,90 m Kölner 

Pegel (KP) geschützt und es liegt über 100 m von der 

Hochwasserschutzanlage entfernt. Die Entwicklung des 

Bemessungshochwassers ist über größere Zeiträume hinweg 

dynamisch. Dementsprechend können sich die Wasserstände bei 

einem HW 100 in Zukunft ändern. Das Schutzziel von 11,90 m KP liegt 

über dem Wert eines BHW100 und somit ist die geplante KVA bereits 

jetzt bei einem höheren Ereignis geschützt. Außerdem werden die 

Anlagen der KVA so errichtet, dass sie auch bei einem 200-jährlichen 

Hochwasser geschützt sind.  

 

62. Gibt es eine Nachnutzungskonzept für den Fall, dass die Anlage eines 

Tages stillgelegt wird (Rückbauverpflichtung und Entsiegelung)? 

Der § 15 Abs. 3 BImSchG regelt die Nachsorge für den Fall einer 

Betriebseinstellung. In Kapitel 16 der Antragsunterlagen werden 

plausibel und nachvollziehbar die entsprechenden Maßnahmen im 

Fall einer Betriebseinstellung dargelegt. Es wird deutlich, dass durch 

diese Maßnahmen sichergestellt ist, dass die gesetzlichen 

Anforderungen insofern erfüllt werden, als dass von der Anlage und 

vom Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen und 

sonstige Gefahren, erheblich Nachteile und Belästigungen für die 

Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden und ggf. 

anfallende Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder 

beseitigt werden. Eine gesetzliche Pflicht zum Rückbau oder 

Entsiegelung existiert nicht. Laut den vorgelegten Antragsunterlagen 
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ist auch im Falle einer Betriebseinstellung die Erfüllung der 

gesetzlichen Pflichten sichergestellt.    

 

Alle Einwendungen und Forderungen werden, soweit ihnen nicht mit diesem 

Genehmigungsbescheid entsprochen wird oder sie sich anderweitig erledigt 

haben, als unbegründet zurückgewiesen.  

              

Zur bauplanungsrechtlichen Einordnung des Vorhabenstandortes nach § 34 

Abs. 1, 2 BauGB ist folgendes auszuführen: 

Die Vorhabenfläche liegt nicht im räumlichen Geltungsbereich eines 

rechtskräftigen Bebauungsplans. Der Flächennutzungsplan der Stadt Köln 

stellt den Bereich der neu geplanten Anlage als Fläche für Ver- und 

Entsorgung dar. Laut der im Verfahren vorgelegten Stellungnahme der 

Stadtverwaltung Köln ist die Zulässigkeit des Vorhabens innerhalb der im 

Zusammenhang bebauten Ortsteile auf Grundlage des § 34 BauGB zu 

beurteilen.  

Ein Vorhaben ist gemäß § 34 Abs. 1 BauGB innerhalb bebauter Ortsteile 

zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 

und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der 

näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt 

bleiben; das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. Aufgrund der 

vorhandenen anthropogenen Überprägung des Umfelds durch Umspannwerk, 

Sportplatz, industrietypische Anlagen und der angrenzenden Ortslage 

Merkenich im Nordwesten ist ein Zusammenhang bebauter Ortsteile 

grundsätzlich gegeben. 

Ein Einfügen in die Eigenart der näheren Umgebung ist gegeben, da diese 

durch industrietypische Produktions- und Lageranlagen maßgeblich bestimmt 

wird und die geplante Klärschlammverwertungsanlage insbesondere vom 

angrenzenden Heizkraftwerk Merkenich überragt wird. Zwar befindet sich die 

Vorhabenfläche am Rand des industriell geprägten Gebiets, allerdings fügt es 

sich in dieses ein und bildet den Abschluss des für die Umgebung prägenden 

Gebiets. Die Erschließung ist über die Straße „Am Ölhafen“ gesichert.     



 

 

50 

 

Durch die vorgelegten Fachgutachten wurde eindeutig nachgewiesen, dass 

die Anforderungen an die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt 

bleiben. Insbesondere werden die entsprechenden Irrelevanzgrenzen nach 

TA Luft und TA Lärm unterschritten und der Betrieb der Anlage führt insgesamt 

nicht zu erheblichen Umwelteinwirkungen i. S. d. BImSchG. 

Entspricht die Eigenart der näheren Umgebung einem der Baugebiete, die in 

der auf Grund des § 9a BauGB erlassenen Verordnung bezeichnet sind 

(Baunutzungsverordnung - BauNVO), beurteilt sich die Zulässigkeit des 

Vorhabens gemäß § 34 Abs. 2 BauGB nach seiner Art allein danach, ob es 

nach der Verordnung in dem Baugebiet allgemein zulässig wäre; auf die nach 

der Verordnung ausnahmsweise zulässigen Vorhaben ist § 31 Absatz 1 

BauGB, im Übrigen ist § 31 Absatz 2 BauGB entsprechend anzuwenden. 

Wie v. g. dargelegt, handelt es sich bei der Vorhabenfläche und seiner näheren 

Umgebung faktisch um ein Industriegebiet nach § 9 BauNVO. Nach § 9 Abs. 1 

BauNVO dienen Industriegebiete ausschließlich der Unterbringung von 

Gewerbebetrieben, und zwar vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen 

Baugebieten unzulässig sind. Bei der geplanten 

Klärschlammverwertungsanlage handelt es sich um eine Anlage, welche der 

Nummer 8.1.1.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV zuzuordnen ist. Diese 

Anlagen sind in Industriegebieten anzusiedeln.       

Ausweislich der Stellungnahmen des Planungsamtes der Stadt Köln bestehen 

aus planungsrechtlichen und städtebaulichen Gründen ebenfalls keine 

Bedenken gegen die Realisierung des Vorhabens. Die 

Klärschlammverwertungsanlage ist planungsrechtlich auf dem vorgesehenen 

Standort in dem faktischen Industriegebiet gemäß § 34 Abs. 1 und 2 BauGB 

zulässig. 

Im Genehmigungsverfahren wurden durch die Höhere Naturschutzbehörde 

die Auswirkungen durch die Klärschlammverwertungsanlage auf das 

Landschaftsbild untersucht. Zwar wird das Landschaftsbild durch die Anlage 

und den Schornstein beeinflusst, jedoch ist aufgrund der Vorbelastung diese 

Auswirkung nicht so erheblich, dass die vorgelegte Planung durch 

naturschutzrechtliche Vorgaben einzuschränken ist.  
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Gemäß § 6 Abs. 1 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn 

1. sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer auf Grund 

des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten 

erfüllt werden, und 

2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des 

Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht 

entgegenstehen.  

Auf die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung hat die 

Antragstellerin einen Rechtsanspruch, wenn diese Voraussetzungen 

vorliegen. Der § 6 BImSchG räumt der Genehmigungsbehörde weder ein 

Eingriffs- noch ein Auswahlermessen ein. 

Die Prüfung des Antrags einschließlich der Antragsunterlagen und erhobenen 

Einwendungen durch die beteiligten Behörden und die 

Genehmigungsbehörde hat ergeben, dass bei antragsgemäßer Änderung der 

Anlage unter Beachtung der mit diesem Bescheid getroffenen Regelungen die 

Voraussetzungen gemäß § 6 Abs. 1 BImSchG zur Erteilung der Genehmigung 

erfüllt sind. Das Vorhaben ist somit nach den §§ 4 und 6 BImSchG und den 

sich nach § 12 BImSchG in Abwägung der Interessen als notwendig 

ergebenden Nebenbestimmungen zu genehmigen. 

     

4.2 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um ein UVP-pflichtiges 

Vorhaben, welches der Nr. 8.1.1.2 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zuzuordnen ist. Im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens wurde eine Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 1 

Abs. 2 der 9. BImSchV i. V. m. § 6 UVPG durchgeführt. Grundlage bilden der 

den Antragsunterlagen beigefügte UVP-Bericht sowie die damit verbundenen 

Fachgutachten. Nachfolgend werden die zu erwartenden Auswirkungen des 

geplanten Vorhabens zusammenfassend dargestellt. 
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4.2.1 Schutzgut Klima 

Das Vorhaben ist grundsätzlich mit bau-, anlagen- und betriebsbedingten 

Wirkfaktoren bezogen auf das Schutzgut Klima verbunden. Es ist jedoch 

festzustellen, dass keine erheblichen nachteiligen Beeinträchtigungen auf das 

Schutzgut zu besorgen sind.  

Durch das Vorhaben werden Flächen auf einem bestehenden Werksgelände 

in Anspruch genommen, welche lokal keine klimatische Bedeutung haben. Die 

direkt angrenzenden Flächen, welche vom Vorhaben nicht tangiert werden, 

erfüllen hingegen eine klimatische Ausgleichsfunktion. 

Darüber hinaus erfolgt die Errichtung der Gebäude in unmittelbarer Nähe zum 

bereits bestehenden Heizkraftwerk Merkenich der RheinEnergie AG, welches 

bereits ein Strömungshindernis für die lokalen Windfelder darstellt. Der 

Standort weist bereits aktuell einen stark anthropogen industriell geprägten 

Charakter auf. Etwaige Auswirkungen durch die Emission von Treibhausgasen 

sind als geringfügig einzustufen, da durch die Verbrennung von Klärschlamm 

fossile Brennstoffe substituiert werden. Die CO2-Emissionen während der 

Bauphase sind zeitlich begrenzt und werden durch den Einsatz von 

geeigneten Maschinen so weit wie möglich reduziert.   

     

4.2.2 Schutzgut Luft 

Auswirkungen auf das Schutzgut Luft durch die Emission von Luftschadstoffen 

und Stäuben können sowohl durch die Errichtung als auch durch den Betrieb 

der Klärschlammverwertungsanlage resultieren. Während der Bauphase ist 

hauptsächlich mit diffusen Emissionen, beispielsweise durch das Aufwirbeln 

von Staub zu rechen. Diese diffusen Emissionen beschränkten sich jedoch auf 

den Nahbereich des Vorhabens und können durch geeignete Maßnahmen im 

Rahmen der Bautätigkeit reduziert werden. Insbesondere zählen dazu eine 

langsame Fahrgeschwindigkeit und das Befeuchten der Fahrwege bei 

anhaltender Trockenheit.  

Der Betrieb der Anlage führt zur Emission von verschieden Stoffen, welche 

über die gefassten Quellen der Anlage emittiert werden. Durch die den 

Antragsunterlagen beigefügte Immissionsprognose der Müller-BBM Industry 

Solution GmbH wurde nachgewiesen, dass die Gesamtzusatzbelastungen bei 
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sämtlichen anlagenrelevanten Parametern als irrelevant im Sinne der TA Luft 

einzustufen sind. Für Schadstoffe, für die in der TA Luft keine entsprechenden 

Beurteilungswerte vorliegen, wurde die ermittelte Zusatzbelastung anhand 

weiterer anerkannter Wirkungs- und Risikoschwellenwerte, wie beispielsweise 

Grenzwerte der 39. BImSchV oder Orientierungswerte entsprechender 

Fachgremien, bezüglich ihrer Relevanz beurteilt. In der v. g. Prognose wurde 

nachvollziehbar dargelegt, dass auch diese Schadstoffe lediglich zu 

irrelevanten Zusatzbelastungen führen. Das Vorhaben ist aufgrund der 

eingesetzten Technik nicht mit relevanten Geruchsemissionen verbunden.  

Insgesamt ist somit festzustellen, dass die Auswirkungen durch das Vorhaben 

auf das Schutzgut Luft als gering einzustufen sind.         

 

4.2.3 Schutzgut Fläche 

Für das Schutzgut Fläche ist die Flächeninanspruchnahme durch das geplante 

Vorhaben zu betrachten. Wie in Kapitel 4.2.1 dargelegt, erfolgt die 

Realisierung des Vorhabens auf dem Betriebsgelände des Heizkraftwerks 

Merkenich der RheinEnergie AG. Der Standort befindet sich nicht im 

Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Somit ist dieses Gebiet als 

unbeplanter Innenbereich einzustufen, welches faktisch einem Industriegebiet 

entspricht. Der Flächennutzungsplan der Stadt Köln weist das Gelände 

grundsätzlich als Fläche für die Ver- und Entsorgung aus. Konkretisiert wird 

diese Einstufung als Fläche, welche der Abfallentsorgung und -ablagerung, 

der Abwasserableitung oder der Gewinnung von Strom und Wärme aus 

erneuerbaren Energien dient. Da sich auf der in Rede stehende Fläche in der 

Vergangenheit eine Umspannanlage befand, wird der stark industriell 

geprägte Charakter der Fläche nicht verändert.    

Während der Bauphase werden verschiedene Flächen auf dem 

Betriebsstandort der RheinEnergie AG temporär beansprucht. Ein dauerhafter 

Flächenverlust durch diese Baustelleinrichtungsflächen ist dabei nicht 

gegeben. In Anbetracht des gesamten Standorts sind erhebliche 

Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Fläche nicht zu erwarten. 
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4.2.4 Schutzgut Boden 

Zur Beurteilung der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden wird die 

Vorhabenfläche hinsichtlich ihrer Flächeninanspruchnahme, Bodenaushub, 

Eintrag von luftgetragenen Stoffen und der Entsorgung von Abfällen 

betrachtet. Wie in Kapitel 4.2.1 bereits beschrieben, handelt es sich bei der in 

Anspruch genommen Fläche um eine stark anthropogen geprägte Fläche, bei 

welcher bereits aktuell keine natürlichen Bodenverhältnisse mehr vorhanden 

sind. Die Auswirkungen auf den Boden und seine natürlichen Bodenfunktionen 

durch die Flächeninanspruchnahme sind somit als gering einzustufen. 

Der durch die Baumaßnahme anfallende Bodenaushub wird entsprechend 

den Anforderungen der Ersatzbaustoffverordnung vorrangig wieder am 

Standort eingesetzt oder einer ordnungsgemäßen Entsorgung zugeführt. 

Darüber hinaus werden entstehende Abfälle laut den vorgelegten Unterlagen 

entsprechend den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetztes 

ordnungsgemäß entsorgt. Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind 

dementsprechend als gering einzustufen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen durch die Emission von Luftschadstoffen auf 

das Schutzgut Boden sind nicht zu erwarten. Im Rahmen des UVP-Berichtes 

wurde berechnet, dass es nach einem 30-jährigen Betrieb der geplanten 

Anlage nur zu einer irrelevanten Anreicherung im Boden kommen kann. 

 

4.2.5 Schutzgut Wasser 

Erhebliche Auswirkungen auf das Grundwasser infolge der neu zu 

versiegelnder Fläche sind nicht zu erwarten, da sich nur eine sehr geringe 

Veränderung des Gesamteinzugsgebietes des Grundwasserkörpers 

(< 0,001 %) ergibt und der Grundwasserstand im betrachteten Gebiet 

maßgeblich durch den Wasserstand des Rheins beeinflusst wird. 

Während des Betriebs der Klärschlammverwertungsanlage erfolgt keine 

direkte Einleitung von betrieblichem Abwasser in ein Gewässer. Das 

Brüdenkondensat wird vor Ort vorbehandelt und anschließend über eine 

Leitung zurück an die Kläranlage Stammheim transportiert. Die anderen 

Prozessabwässer und das anfallende Niederschlags- und Sanitärabwasser 

werden über das Kanalnetz der RheinEnergie AG und den öffentlichen 
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Mischwasserkanal abgeführt. Das im Zusammenhang mit der Baumaßnahme 

anfallende Schmutzwasser wird ebenfalls über den Mischwasserkanal 

abgeleitet. Gemäß den Antragsunterlagen ist eine dauerhafte 

Grundwasserentnahme während der Errichtungsphase des Vorhabens nicht 

vorgesehen. Lediglich für die Errichtung des Klärschlammbunkers ist je nach 

Grundwasserstand in Abhängigkeit von einem evtl. Hochwasser des Rheins 

eine Bauwasserhaltung erforderlich.  

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen erfolgt gemäß den 

wasserrechtlichen Vorschriften (WHG und AwSV). Durch die getroffenen 

Schutzmaßnahmen kann eine Gefährdung des Grundwassers und der 

Oberflächengewässer durch wassergefährdende Stoffe vernünftigerweise 

ausgeschlossen werden. 

Wie in Kapitel 4.2.2 dargelegt, sind indirekte Auswirkungen auf Gewässer 

durch die Emission von Luftschadstoffen, sowie durch Säure- und 

Stickstoffeinträge aufgrund ihrer Geringfügigkeit nicht zu erwarten. Eine 

Anreicherung von Schadstoffen im Rhein über den Luftpfad ist aufgrund der 

hohen Fließgeschwindigkeiten ebenfalls nicht zu erwarten. Indirekte 

Stoffeinträge in das Grundwasser sind in Anbetracht der zeitlich begrenzten 

Bautätigkeit und aufgrund der Erläuterungen in Kapitel 4.2.4 als nicht erheblich 

einzustufen.       

  

4.2.6 Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt 

können sich durch die Flächeninanspruchnahme, die Deposition von 

eutrophierend und versauernd wirkenden Stoffen und die Emission von 

Geräuschen, Luftverunreinigungen, Erschütterungen und Licht ergeben. Die 

Realisierung des Vorhabens ist mit dem Verlust von verschiedenen 

Biotopstrukturen sowie der Umsiedlung der auf dem Gelände vorkommenden 

Mauereidechsen verbunden.  

Das Ursprungshabitat der Mauereidechsen ist allerdings bereits 

störungsgeprägt (Lärm-, Licht- und Schadstoffemissionen) durch umliegende 

Industrieanlagen. Die derzeit als Grünland genutzten Bereiche der 

Ausweichfläche werden u. a. durch das Einbringen von Steinriegeln, die 
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Schaffung von Rohbodenflächen und Krautsäumen sowie die Anlage von 

Sandlinsen als Eiablageplätze für verschiedene Lebenszyklen der 

Mauereidechse optimiert (s. ASP Ausgleichskonzept). Somit ist die CEF-

Maßnahme (Continuous Ecological Functionality – vorgezogene 

Artenschutzmaßnahme) dazu geeignet die ökologische Funktion der 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 

sicherzustellen. 

Wie im Landschaftspflegerischen Begleitplan dargelegt, wird der Biotopverlust 

durch die entsprechende Herrichtung der verbleibenden Freiflächen auf dem 

Betriebsgelände und mithilfe eines Ökokontos realisiert. 

Die von dem Betrieb der Anlage hervorgehenden 

Immissionszusatzbelastungen liegen unterhalb der in der TA Luft aufgeführten 

Irrelevanzgrenzen. Die Immissionsprognose legt plausibel dar, dass die im 

weiteren Umfeld der Anlage gelegenen FFH-Gebiete außerhalb des 

Abschneidewerts von 0,3 kg N/(ha*a) für die Eutrophierung und 

0,04 keq/(ha*a) für die Versauerung liegen. Auswirkungen durch 

Luftverunreinigungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische 

Vielfalt im Allgemeinen und die im Untersuchungsgebiet befindlichen Biotope 

im Speziellen sind somit nicht zu erwarten. 

Erschütterungen beschränken sich ausschließlich auf die Errichtungsphase 

und aufgrund der sandhaltigen Böden auf den Nahbereich der Baustelle. 

Somit ist mit keinen relevanten Auswirkungen auf Tiere zu rechnen. Die direkte 

Umgebung der geplanten Klärschlammverwertungsanlage ist darüber hinaus 

stark industriell geprägt, sodass es zu einer entsprechenden Anpassung der 

Flora an die örtlichen Gegebenheiten gekommen ist. Die Auswirkungen durch 

Lichtemissionen werden durch verschiedene organisatorische und technische 

Maßnahmen auf ein Mindestmaß reduziert. Auswirkungen auf Gastvögel sind 

außerdem nicht zu erwarten. 

Insgesamt ist festzustellen, dass die Auswirkungen auf das v. g. Schutzgut 

durch die Verdrängung der Mauereidechsen zwar erheblich sind, diese aber 

durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden.                    
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4.2.7 Schutzgut Landschaft 

Bezüglich des Schutzgutes Landschaft sind insbesondere die 

Flächeninanspruchnahme, die Auswirkungen des Baukörpers auf das 

Landschaftsbild und etwaige Störwirkungen durch Licht- und 

Schallemissionen zu betrachten. Wie in Kapitel 4.2.3 erläutert, erfolgt die 

Errichtung des Vorhabens auf dem Kraftwerksgelände der RheinEnergie AG. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft sind durch die 

Flächeninanspruchnahme insofern nicht zu besorgen, als dass diese Fläche 

grundsätzlich einer industriellen Nutzung unterliegt. 

Aufgrund seiner unmittelbaren Nähe zum Heizkraftwerk und zu einem 

Automobilhersteller und -zulieferer fügt sich das Vorhaben charakteristisch in 

die Gesamtsilhouette des Umfeldes ein. Nicht zuletzt, da die baulichen 

Anlagen der Klärschlammverwertungsanlage niedriger als die des 

Heizkraftwerks sind. Sichtbeziehungen zum geplanten Vorhaben bestehen im 

Nahbereich vom nördlich liegenden Sportplatz und südlichen Bereich der 

angrenzenden Ortslage Köln-Merkenich. Um die Auswirkungen des 

Baukörpers zu reduzieren, soll die Fassade einen grünen Farbton erhalten und 

das Anlagengrundstück an den entsprechenden Stellen mit standortgerechten 

Gehölzen begrünt werden. Insbesondere aufgrund des industriell geprägten 

Umfeldes und der damit verbundenen Gesamtsilhouette, sowie den 

dominanten Gebäuden des Heizkraftwerks ist davon auszugehen, dass sich 

der Baukörper der Klärschlammverwertungsanlage in das Landschaftsbild 

einfügt.   

Die Beurteilung der Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft durch die 

Emission von gasförmigen Schadstoffen und Gerüchen erfolgt mit Hilfe der TA 

Luft. Wie in Kapitel 4.2.2 betrachtet, liegen die prognostizierten maximalen 

Zusatzbelastungen für sämtliche Stoffe unterhalb der entsprechenden 

Irrelevanzgrenzen gemäß TA Luft. Durch die vorgelegte Immissionsprognose 

wurde außerdem dargelegt, dass im Bereich der nächstgelegenen 

Wohnnutzung keine Geruchsstunden (relative Häufigkeit der Geruchsstunden 

pro Jahr von 0%) zu erwarten sind. Etwaige Geruchsemissionen beschränken 

sich ausschließlich auf den Nahbereich der geplanten Anlage. Dies entspricht 

auch den Erfahrungen vergleichbarer Anlagen. Lärmseitig ist das Vorhaben 
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an den maßgeblichen Immissionsorten als irrelevant im Sinne der TA Lärm 

einzustufen. Somit sind direkte Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft 

und der damit verbundene Einfluss auf die Wohn- und Erholungsqualität durch 

das geplante Vorhaben vernünftigerweise nicht zu erwarten. Die Emissionen 

von Licht beschränken sich auf den Nahbereich des Vorhabens.       

 

4.2.8 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Potentiell kann sich das Vorhaben durch die Wirkfaktoren 

Flächeninanspruchnahme, Emissionen von Luftschadstoffen und die 

Erzeugung von Erschütterungen im Rahmen der Baumaßnahme auf das 

Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter auswirken. 

Das Baufeld der geplanten Anlage befindet sich innerhalb des Bereichs einer 

archäologischen Verdachtsfläche (Abschnitt der römischen Limesstraße). Bei 

der archäologischen Sachverhaltsermittlung wurden nur wenige Hinweise auf 

menschliche Aktivitäten in vorgeschichtlicher und römischer Zeit gewonnen 

werden. Da der archäologische Befundverdacht jedoch nicht vollständig 

ausgeräumt werden konnte, wird bei sämtlichen Grabungen, welche unterhalb 

der seit 1945 erfolgten Auffüllungen reichen, eine archäologische 

Baubegleitung durchgeführt. Dieses Vorhaben ist mit der zuständigen 

Denkmalbehörde, welche ebenfalls im Genehmigungsverfahren beteiligt 

wurde, abgestimmt. Sonstige Sachgüter werden durch das geplante Vorhaben 

nicht tangiert, da sich diese nicht im unmittelbaren Umfeld des Vorhabens 

befinden.  

Wie in Kapitel 4.2.2 betrachtet, liegen die prognostizierten maximalen 

Zusatzbelastungen für sämtliche luftverunreinigenden Stoffe unterhalb der 

entsprechenden Irrelevanzgrenzen gemäß TA Luft. Da die TA Luft 

Immissionsanforderungen zum Schutz der menschlichen Gesundheit, zum 

Schutz vor erheblichen Belästigungen oder erheblichen Nachteilen und zum 

Schutz von Ökosystemen und der Vegetation festlegt, ist vernünftigerweise 

davon auszugehen, dass keine erheblichen Beeinträchtigungen des 

Schutzguts kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter durch die Emission von 

Luftschadstoffen zu erwarten sind. 
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Abschließend sind auch in Bezug auf das Schutzgut kulturelles Erbe und 

sonstige Sachgüter mögliche Auswirkungen durch Erschütterungen zu 

betrachten. Festzustellen ist zunächst, dass während des Betriebs der Anlage 

nicht mit Erschütterungen zu rechnen ist. Während der Bauphase sind 

Erschütterungen zwar nicht auszuschließen, diese beschränken sich jedoch 

auf einen limitierten Zeitraum. Aufgrund der geologischen Verhältnisse vor Ort 

sind Erschütterungsimmissionen in weitere Entfernungen nicht zu befürchten. 

Bereits im Bereich des angrenzenden Heizkraftwerks Merkenich der 

RheinEnergie AG sind keine Erschütterungen zu erwarten. Dementsprechend 

werden weiter entfernte Kultur- und Sachgüter ebenfalls nicht beeinträchtigt.               

 

4.2.9 Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit 

Für das Schutzgut Mensch ist zu prüfen, inwieweit sich durch das Vorhaben 

direkte Auswirkungen (z. B. durch Luftverunreinigungen) und indirekte 

Auswirkungen über die übrigen Schutzgüter (z. B. Eintrag von Stoffen in den 

Boden, Änderung des Landschaftsbildes) ergeben können. 

Bezüglich der Emissionen von Luftschadstoffen ist festzustellen, dass diese 

während des Betriebs mit irrelevanten Zusatzbelastungen im Sinne der TA Luft 

verbunden sind. Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit sind aufgrund 

dessen nicht zu befürchten. Während der Bauphase beschränken sich die 

Immissionen auf den Nahbereich. 

Wie in Kapitel 4.2.2 dargelegt, ergeben sich keine relevanten Immissionen an 

Luftschadstoffen. Die maximale Immissionszusatzbelastung liegt für sämtliche 

betrachteten Stoffe unterhalb der Irrelevanzgrenzen des jeweils 

herangezogenen Beurteilungswertes zum Schutz der menschlichen 

Gesundheit. Dies gilt ausdrücklich auch im Bereich des angrenzenden 

Sportplatzes. Da die Klärschlämme ausschließlich in geschlossenen 

Systemen gehandhabt werden, sind Keimemissionen technisch 

ausgeschlossen.  

Die Anlage wird unter Berücksichtigung von Maßnahmen zur Lärmminderung, 

die dem Stand der Technik entsprechen, ausgelegt und betrieben. Zur 

Beurteilung der von der Anlage ausgehenden Schallemissionen wurde durch 

die Müller-BBM Industry Solution GmbH eine Schallimmissionsprognose 
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erstellt. Die Beurteilungspegel durch die Geräuschemissionen der geplanten 

Klärschlammverwertungsanlage liegen an den maßgeblichen 

Immissionsorten (nächstgelegenen Wohnbebauung) sowohl in der besonders 

empfindlichen Nachtzeit, als auch zur Tagzeit mindestens 10 dB(A) unter den 

zulässigen Immissionsrichtwerten. Somit liegen alle Immissionsorte gemäß 

Nr. 2.2 TA Lärm außerhalb des Einwirkungsbereiches der geplanten 

Klärschlammverwertungsanlage. Das bedeutet, dass der Betrieb der Anlage 

an diesen Orten akustisch nicht wahrnehmbar ist.  

Die zulässigen Maximalpegel nach Nr. 6.1 für Geräuschspitzen werden gemäß 

der vorgelegten Schallimmissionsprognose auch bei einer konservativen 

Betrachtung zur Tagzeit deutlich unterschritten. Während der Nachtzeit sind 

aufgrund der festgelegten Betriebsabläufe keine Geräuschspitzen zu 

erwarten.   

Die Untersuchungen innerhalb der Schallimmissionsprognose führen zu dem 

Ergebnis, dass durch den Betrieb der geplanten Anlage schädliche 

Umwelteinwirkungen durch Geräusche (Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen) für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft 

insgesamt nicht zu erwarten sind. 

In der vorgelegte Baulärm- und Erschütterungsprognose und deren 

Ergänzung werden verschiedene Maßnahmen zur Reduktion der 

Geräuschemissionen vorgeschlagen, sodass im Rahmen der Bauphase die 

Beurteilungswerte der AVV Baulärm insgesamt eingehalten werden. 

Hinsichtlich einer Auswirkung auf das Schutzgut Mensch durch eine Änderung 

des Landschaftsbildes ist zunächst festzustellen, dass der Baukörper und der 

Schornstein grundsätzlich in das bestehende Stadt- bzw. Landschaftsbild 

eingreifen. Der gesamte Standort ist allerdings industriell vorgeprägt, wodurch 

sich die Anlage in die optische Wirkung der Gesamtsilhouette der 

vorhandenen Industrieanlagen am Standort einfügt. Dies wurde sowohl durch 

den vorliegenden UVP-Bericht plausibel dokumentiert, als auch von der 

zuständigen Höheren Naturschutzbehörde der Bezirksregierung Köln 

bestätigt. Ein Wanderweg direkt angrenzend oder durch das Gewerbegebiet 

ist nicht vorhanden. Das Erholungsgebiet mit dem Fühligsweg ist ca. 100 m 



 

 

61 

 

entfernt und bereits durch bestehende Bebauung von der 

Klärschlammverwertungsanlage getrennt.  

Signifikate Emissionen durch die Abstrahlung von Licht, welche sich auf das 

Schutzgut Mensch auswirken, sind ebenfalls nicht zu erwarten. Gemäß den 

vorgelegten Antragsunterlagen werden Ausleuchtungen so begrenzt, dass 

diese nicht nach oben abstrahlen, sondern auf den konkret auszuleuchtenden 

Bereich begrenzt werden. Blendwirkungen in die angrenzenden 

Wohnbereiche sind aufgrund der Charakteristika des Vorhabens 

ausgeschlossen.   

 

4.2.10 Wechselwirkungen 

Im Rahmen des UVP-Berichtes wurden die sich ergebenden 

schutzgutübergreifenden Wirkungsketten, soweit sie für das geplante 

Vorhaben relevant sind, bei der Betrachtung der einzelnen betroffenen 

Schutzgüter mit betrachtet (z. B. von Schadstoffen über den Luftpfad in den 

Boden, der Eintrag von wassergefährdenden Stoffen über den Boden in das 

Grundwasser oder Einwirkungen durch Flächeninanspruchnahme auf das 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt). Diese Wirkungsketten 

wurden bei der Beurteilung der Auswirkungen berücksichtigt. Im Ergebnis 

wurde festgestellt, dass erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 

Schutzgüter insgesamt nicht zu besorgen sind.   

 

4.3 Sicherheitsleistung 

Gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG soll zur Sicherstellung der Anforderungen nach 

§ 5 Abs. 3 BImSchG bei Abfallentsorgungsanlagen im Sinne des § 4 Absatz 1 

Satz 1 BImSchG eine Sicherheitsleistung auferlegt werden. Die 

Sicherheitsleistung dient der Sicherstellung der Erfüllung der 

Betreiberpflichten in der Nachbetriebsphase nach § 5 Abs. 3 BImSchG, den 

so genannten Nachsorge- und Stilllegungspflichten. Abgesichert werden soll 

insbesondere auch das Risiko, im Falle einer Zahlungsunfähigkeit des 

Betreibers, erforderliche Nachsorgemaßnahmen ggf. im Wege einer 

Ersatzvornahme auf Kosten der öffentlichen Hand durchführen zu müssen. 
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Die Wahrscheinlichkeit eines möglichen Schadenseintritts ist bei Abfällen, die 

auf dem Grundstück liegen, grundsätzlich gegeben, wenn diese keinen 

positiven Marktwert haben. 

Die Annahme von Abfällen erfolgt mit der Inbetriebnahme der geplanten 

Anlage. Da sich der vorliegende Genehmigungsbescheid zur 

1. Teilgenehmigung ausschließlich auf die Errichtung der baulichen Anlagen 

und der verfahrenstechnischen Einrichtungen bezieht, wird von der 

Auferlegung einer Sicherheitsleistung im Rahmen dieses Bescheides 

abgesehen.  

  

 

5 Nebenbestimmungen 

5.1 Allgemeines    

5.1.1 Der Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53.3) ist der 

Zeitpunkt des Baubeginns der Klärschlammverwertungsanlage schriftlich 

anzuzeigen. Die Anzeige muss mindestens eine Woche vor dem 

beabsichtigten Baubeginn vorliegen.   

 

5.1.2 Eine Ausfertigung der Genehmigungsurkunde oder eine Abschrift sowie die 

zugehörigen Antragsunterlagen sind ständig am Betriebsort der Anlage 

aufzubewahren und auf Verlagen der Überwachungsbehörde zur 

Einsichtnahme vorzulegen. 

 

5.1.3 Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt für Infrastruktur, 

Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 3, per E-Mail an 

„baiudbwtoeb@bundeswehr.org“ mit den endgültigen Daten hinsichtlich Art 

des Hindernisses, Standort mit geographischen Koordinaten in WGS 84, Höhe 

über Erdoberfläche und Gesamthöhe über NHN anzuzeigen. 
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5.1.4 Sofern während der Baumaßnahmen in die unterhalb der nach 1945 

aufgebrachten modernen Auffüllungen liegenden Bodenschichten 

eingedrungen wird, ist eine baubegleitende archäologische Untersuchung 

durchzuführen. 

 

5.2 Immissionsschutzrecht 

Schallschutz 

5.2.1 Die gesamte Errichtung der Klärschlammverwertungsanlage ist durch eine 

nach § 29b BImSchG zugelassene, schalltechnische Sachverständigenstelle 

zu begleiten. Diese hat die ordnungsgemäße bauliche Umsetzung der in 

Kapitel 6.2, 6.3 und 6.4.1 der Geräuschimmissionsprognose der Müller-BBM 

Industry Solutions GmbH, Prüfbericht Nr. M176939/05, vom 10.03.2025 

konkretisierten Anforderungen und Maßnahmen, sowie der in Kapitel 6.4.2 

dieser Prognose angegebene Hinweis bezüglich der Schalldämmmaße zu 

bestätigen. Die Bestätigung ist der Überwachungsbehörde unverzüglich nach 

Abschluss der Errichtung vorzulegen. 

 

5.2.2 Während der Errichtung der Klärschlammverwertungsanlage sind die durch 

die schalltechnische Ergänzung zur Geräuschimmissionsprognose, Brief Nr. 

M176939/11, vom 14.01.2026 konkretisierten Maßnahmen zur 

Geräuschreduzierung vollständig und ordnungsgemäß umzusetzen. 

 

5.2.3 Während der Rohbauphase sind die Geräuschimmissionen am Immissionsort 

IO 3 (Ivenshofweg 21) 0,5 m vor dem geöffneten, vom Lärm am stärksten 

betroffenen Fenster (von zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen) 

zur Nachtzeit (20 bis 7 Uhr) in Form einer Geräuschdauermessung zu 

ermitteln und aufzuzeichnen.  

Die Messung ist von einer nach § 29b BImSchG zugelassenen, 

schalltechnischen Sachverständigenstelle durchzuführen. Die v. g. 

Aufzeichnungen sind während der Rohbauphase sowie bis einen Monat 

darüber hinaus aufzubewahren und der Überwachungsbehörde arbeitstäglich 

vorzulegen. 
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Überschreitungen des zulässigen Immissionsrichtwertes von 45 dB(A) zur 

Nachtzeit um mehr als 5 dB(A) sind der Überwachungsbehörde unverzüglich 

mitzuteilen.      

 

5.3 Baurecht & Brandschutz 

5.3.1 Vor Baubeginn ist das gesamte Grundstück auf Kampfmittel zu untersuchen. 

 

5.3.2 Spätestens bei Baubeginn der jeweiligen Bauteile ist der Nachweis über den 

Standsicherheitsnachweis nach § 12 BauO NRW (§ 68 Abs.2 BauO NRW), 

der von einer bzw. einem staatlich anerkannten Sachverständigen oder einer 

Sachverständigen Stelle (§ 87 Abs. 2 Nr. 4 BauO NRW) geprüft sein muss, 

dem Bauaufsichtsamt der Stadt Köln vorzulegen. Dazu gehören: 

▪ eine Übereinstimmungserklärung zwischen Standsicherheits-

nachweis und den genehmigten Plänen der Genehmigung (§ 7 der 

Verordnung über bautechnische Prüfungen – BauPrüfVO NRW) der 

Entwurfsverfasserin bzw. des Entwurfsverfassers,  

▪ der 1. Prüfbericht der Prüfstatikerin bzw. des Prüfstatikers und 

▪ die Bescheinigung gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über staatlich 

anerkannte Sachverständige nach der Landesbauordnung 2018 (SV-

VO) vom Prüfstatiker bzw. von der Prüfstatikerin. 

 

5.3.3 Die Bescheinigungen der staatlich anerkannten Sachverständigen sind dem 

Bauaufsichtsamt der Stadt Köln gemäß § 1 Abs.2 Satz 2 BauPrüfVO NRW als 

Erstprüfung vor Inbetriebnahme und bei einer wesentlichen Änderung als 

erneute Erstprüfung vorzulegen. Darüber hinaus sind die v. g. 

Bescheinigungen im Rahmen von wiederkehrenden Prüfungen gemäß des 

Kapitels 2.16.5 des Brandschutzkonzeptes der Fiedler Beck Ingenieure AG, 

Projekt Nr. 16042-001-250124-mb01ob, vom 24.01.2025 dem 

Bauaufsichtsamt der Stadt Köln vorzulegen.  
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5.3.4 In der Zufahrt / Durchfahrt für die Feuerwehr zur Anlage vorgesehene 

Sperrvorrichtungen (Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) müssen, wenn sie 

Verschlüsse erhalten, mit dem Schlüssel A für Überflurhydranten nach DIN 

3223 oder mit einem Bolzenschneider geöffnet werden können (bei 

Vorhängeschlössern nicht zu kurze Bügel, Ø bis 8mm), oder mit einer 

Verschlusseinrichtung gem. DIN 14925 ausgestattet werden. 

 

5.3.5 Sollte im Rahmen der Bauarbeiten optisch oder geruchlich verunreinigtes 

Bodenmaterial angetroffen werden, so ist dem Umwelt- und 

Verbraucherschutzamt der Stadt Köln unverzüglich dieser Sachverhalt 

mitzuteilen. Es ist darüber hinaus ein/e Gutachter/in zu benennen, der/die die 

notwendigen Untersuchungen durchführt und die Risiken beurteilt. 

 

5.3.6 Sollte ein Tor als Sperrvorrichtung am Anfang der Durchfahrt ausgeführt 

werden, ist für einen Notfall, wie z. B. Brandfall, der Feuerwehr ein 

unverzüglicher gewaltfreier Zugang zum Grundstück zu ermöglichen. 

Daher ist das Tor mit einer Doppelschließung auszustatten, die es der 

Feuerwehr ermöglicht, mit einem von ihr vorgehaltenen Schlüssel das Tor zu 

öffnen. Alternativ ist in der Nähe des Grundstückzuganges, bzw. der Nähe des 

Tores, ein Feuerwehrschlüsseldepot "Typ B" (Klasse 1: Geringes Risiko FSD 

1 gem. DIN 14675:2003-11) in Abstimmung mit der Abteilung 

Gefahrenvorbeugung (375/2) der Berufsfeuerwehr der Stadt Köln 

anzubringen. 

Alternativ kann das Tor mit einer Doppelschließung ausgestattet werden, die 

es der Feuerwehr ermöglicht, mit einem von ihr vorgehaltenen Schlüssel das 

Tor zu öffnen. Auch für diesen Fall ist eine Abstimmung mit der Abteilung 

Gefahrenvorbeugung der Berufsfeuerwehr Köln unter 

„Gefahrenvorbeugung.feuerwehr@stadt-koeln.de“ erforderlich.  
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5.3.7 Die Zufahrt / Durchfahrt für die Feuerwehr ist entsprechend der Muster-

Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr (MR-FlFw_2009-10) zu errichten 

und muss ein amtlich gekennzeichnetes Hinweisschild und gegebenenfalls ein 

Zusatzschild erhalten. Art und Ausführung der Beschilderung sind den zum 

Zeitpunkt der Erstellung gültigen „Vorgaben zum Erstellen von 

Hinweisschildern für die Feuerwehr Köln" zu entnehmen, welche auf Anfrage 

unter „Gefahrenvorbeugung.feuerwehr@stadt-koeln.de“ erhältlich sind. Nach 

der Montage der Beschilderung ist ein Termin unter der v. g. E-Mail-Adresse 

zur Abnahme der Beschilderung und zur Siegelung zu vereinbaren. 

 

5.3.8 Die Aufstell- und Bewegungsflächen sind entsprechend der MR-FlFw_2009-

10 zu errichten, sowie mit einem Hinweisschild und gegebenenfalls einem 

Zusatzschild zu kennzeichnen. Die Art und Ausführung der Beschilderung sind 

den zum Zeitpunkt der Erstellung gültigen „Vorgaben zum Erstellen von 

Hinweisschildern für die Feuerwehr Köln" zu entnehmen, welche auf Anfrage 

unter „Gefahrenvorbeugung.feuerwehr@stadt-koeln.de“ erhältlich sind. 

 

5.3.9 Es ist ein Orientierungsplan zu erstellen und an allen Feuerwehrzufahrten und 

-zugängen zu montieren. Die Art und Ausführung der Beschilderung sind den 

zum Zeitpunkt der Erstellung gültigen „Vorgaben zum Erstellen von 

Hinweisschildern für die Feuerwehr Köln" zu entnehmen, welche auf Anfrage 

unter „Gefahrenvorbeugung.feuerwehr@stadt-koeln.de erhältlich sind. Vor 

Fertigung ist der Entwurf zwingend mit der Brandschutzdienststelle über 

„Gefahrenvorbeugung@stadt-koeln.de“ unter Angabe des Aktenzeichens 

abzustimmen. Nach der Montage der Beschilderung ist mit der Feuerwehr der 

Stadt Köln eine Abnahme der Beschilderung und gegebenenfalls eine 

Siegelung abzustimmen. 
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5.3.10 Im Erdgeschoss, möglichst außerhalb des Gebäudes, ist eine 

Einspeiseeinrichtung für Löschwasser nach DIN 14461 Teil 2 und Teil 4 mit 

Anschluss an die Löschwasserleitung „trocken“ vorzusehen. Die 

Einspeisestellen für die trockene Steigleitung sind mit einem Schild nach DIN 

4066 – D 2 – mit dem Hinweis „Löschwassereinspeisung“ auszuführen. Die 

Kennzeichnung der Einspeiseeinrichtung ist mit einem Zusatzschild nach DIN 

825, witterungsbeständig, reflektierend, weiß, Größe 210 × 594 mm zu 

ergänzen und mit dem Hinweis auf den jeweiligen Treppenraum 

„Treppenraum XYZ“ zu beschriften (Aufdruck – Schriftart Helvetica; 50 mm 

hoch; siehe dazu auch Anhang A). 

 

5.3.11 Aufgrund der Komplexität des Gebäudes ist für die Einsatzkräfte zur raschen 

Orientierung auf der Innenseite der Klappe der Schutzschränke der 

Einspeisestellen in gut erkennbarer Größe ein Grundriss der Gebäudeanlage 

(vereinfachter Lageplan) mit den Straßenbezügen, dem Standort der 

jeweiligen Einspeisestelle, den alternativen Einspeisestellen an den 

Treppenraumzugängen mit Nummerierung, der Lage der Hydranten und der 

Fläche für die Feuerwehr anzubringen. Der vereinfachte Lageplan ist vorab 

mit der Brandschutzdienststelle der Stadt Köln abzustimmen.  

 

5.3.12 Jede Entnahmestelle (nach DIN 14461 Teil 2 und Teil 4) der 

Löschwasserleitung „trocken“ muss mit einem Schild nach DIN 4066-D1 – 74 

mm x 210 mm mit der Aufschrift „Steigleitung trocken für Feuerwehr“ versehen 

sein (siehe dazu auch Anhang A). 
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5.3.13 Vor Inbetriebnahme der Löschwasseranlage sowie nach einer wesentlichen 

Änderung der baulichen Anlage oder der Löschwasseranlage, hat eine 

Abnahmeprüfung der Löschwasseranlage mit allen Bauteilen durch eine/n 

Sachkundige/n zu erfolgen, sofern nicht gemäß der Verordnung über die 

Prüfung technischer Anlagen und wiederkehrende Prüfungen von 

Sonderbauten (PrüfVO NRW) ein Nachweis durch eine/n Sachverständige/n 

erforderlich ist. Der Errichter hat vor der Abnahmeprüfung eine 

Errichtererklärung, ein Errichterprotokoll und das Kontrollbuch zur Verfügung 

zu stellen. Im Rahmen der Abnahmeprüfung muss die Anlage auf Wirksamkeit 

und Betriebssicherheit (zuverlässiger sicherer Betrieb) geprüft werden. 

 

5.3.14 Nach Fertigstellung des Rohbaus ist eine Funkausleuchtungsprobe in 

Absprache mit der Abteilung 373 Informationssysteme der Berufsfeuerwehr 

Köln durchzuführen und unter „37-Objektfunk@stadt-koeln.de“ abzustimmen. 

„Rohbau“ bedeutet hier mit bereits fertig geschlossener Außenfassade und 

Fertigstellung sämtlicher Türen. Die im Rohbau durchgeführte 

Funkausleuchtung kann jedoch nur als Prognose gelten, eine gegebenenfalls 

später noch erforderliche „Nachprüfung“ ist mit der Brandschutzdienststelle 

der Stadt Köln abzustimmen.  

 

5.3.15 Der Ergebnisbericht der Funkausleuchtungsprobe nach Nebenbestimmung 

5.3.14 ist bei der Bauzustandsbesichtigung über die „Abschließende 

Fertigstellung“ vorzulegen. Der Bericht muss, sofern die Ausleuchtung nicht 

von der Berufsfeuerwehr Köln selbst, sondern durch eine Fachfirma 

durchgeführt wurde, einen Mitzeichnungsvermerk der Abteilung 373/123 

Informationssysteme/Objektfunkanlagen der Berufsfeuerwehr Köln aufweisen. 
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5.3.16 Sofern in dem Bericht nach Nebenbestimmung 5.3.15 die 

Funkausleuchtungsprobe mit einem negativen Ergebnis beschieden wird, ist 

der Einbau einer Gebäudefunkanlage in Absprache mit der 

Brandschutzdienststelle vorzusehen und zur Bauzustandsbesichtigung über 

die „Abschließende Fertigstellung“ nachzuweisen. Die Vorgaben für den 

Einbau von Gebäudefunkanlagen, welche in den aktuellen 

Anschlussbedingungen der Stadt Köln festgelegt sind, sind zu beachten. Die 

Vorgaben für den Einbau von Gebäudefunkanlagen, welche in den aktuellen 

Anschlussbedingungen der Stadt Köln festgelegt sind, sind zu beachten. 

 

5.3.17 Gemäß dem vorgelegten Brandschutzkonzept der Corall Ingenieure GmbH 

vom 24.01.2025, Zeichen: 16042-001-250124-mb01ob, ist eine 

Brandmeldeanlage mit Aufschaltung an die Alarmübertragungsanlage (AÜA) 

der Stadt Köln erforderlich. 

 

5.3.18 Die Brandmeldeanlage ist nach DIN 14675 - Brandmeldeanlagen; Aufbau - 

und nach DIN VDE 0833 - Gefahrenmeldeanlagen für Brand, Einbruch und 

Überfall - zu planen, zu installieren und zu überwachen. Die Anlage ist an die 

Alarmübertragungsanlage (AÜA) der Stadt Köln anzuschalten. Die 

Anschlussbedingungen der Stadt Köln, Berufsfeuerwehr, sind zu beachten. 

 

5.3.19 Zu dem Planungsumfang der Brandmeldeanlage gehört gemäß DIN 14675 

zwingend die Erstellung einer Brandfallsteuermatrix. Diese 

Brandfallsteuermatrix ist durch den Brandmeldeanlagen-Fachplaner unter 

Mitwirkung des Erstellers des Brandschutzkonzeptes zu fertigen. Ferner muss 

die Brandfallsteuermatrix einen Bezug zu dem als Hintergrund verwendeten 

Brandschutzkonzept nachweisen, wie z. B.: „basiert auf dem 

Brandschutzkonzept …… in der Fassung vom ……“ 

 

5.3.20 Das Feuerwehr-Informations- und Bediensystem (FIBS) ist in unmittelbarer 

Nähe zum Treppenraum „Ost“ zu installieren. 
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5.3.21 Vor der Installation der Brandmeldeanlage ist gemäß DIN 14675 ein 

Planungsgespräch mit der Berufsfeuerwehr Köln Abteilung 

Gefahrenvorbeugung unter „brandmeldeanlagen.feuerwehr@stadt-koeln.de“ 

abzustimmen. Eine Ausfertigung der Brandfallmatrix ist der Feuerwehr Köln 

dabei zur Verfügung zu stellen. 

 

5.3.22 Die Position des Feuerwehrschlüsseldepots (FSD) ist im Planungsgespräch 

mit der Feuerwehr Köln abzustimmen. 

 

5.3.23 Rechtzeitig vor der Gebrauchsabnahme des Objektes durch das 

Bauaufsichtsamt ist entsprechend den Anschlussbedingungen der Stadt Köln 

eine Abnahme der Brandmeldeanlage durch die Berufsfeuerwehr zu 

veranlassen. Diese hat grundsätzlich vor Anschaltung der Brandmeldeanlage 

an die Übertragungsanlage für Gefahrenmeldungen der Stadt Köln zu 

erfolgen. Bei der Abnahme sind mängelfreie Bescheinigungen der 

Sachverständigen, die vor der ersten Inbetriebnahme die Brandmeldeanlage 

und die auf die Brandmeldeanlage aufgeschalteten sonstigen 

Sicherheitseinrichtungen gemäß Prüfverordnung geprüft haben, vorzulegen. 

 

5.3.24 Für das Objekt sind Feuerwehrpläne anzufertigen (siehe auch 

Anschlussbedingungen für Brandmeldeanlagen). Feuerwehrpläne sind nach 

DIN 14095 (Stand Mai 02/2024) mit Symbolen der DIN 14034-6 und 

zusätzlichen Gefahrensymbolen nach ASR A1.3 zu erstellen. 

Sie sind an zentraler Stelle (i. d. R. bei den Feuerwehrlaufkarten), gut sichtbar 

gekennzeichnet, zu hinterlegen. Die Pläne sind entsprechend der DIN 14095 

regelmäßig zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren. Die Pläne, Art 

der Ausführung, Anzahl und der Ort der Vorhaltung sind vor dem endgültigen 

Druck mit der Abteilung Gefahrenvorbeugung der Berufsfeuerwehr Köln über 

folgende Adresse abzustimmen: „37-feuerwehrplaene@stadt-koeln.de“. Bis 

zur Freigabe der Feuerwehrpläne durch die zuständige 

Brandschutzdienststelle der Stadt Köln, ist ein Entwurfssatz dieser Pläne an 

einer zentralen Stelle zu hinterlegen. Nach Druckfreigabe des Entwurfs ist der 

hinterlegte Entwurfssatz durch den freigegebenen Plansatz auszutauschen. 

mailto:37-feuerwehrplaene@stadt-koeln.de


 

 

71 

 

 

5.3.25 Die Feuerwehrpläne sind an zentraler Stelle, z. B. in der Nähe des 

Haupteinganges, gut sichtbar in einem roten Kasten (RAL 3000) mit der 

Aufschrift „Feuerwehrpläne“ zu hinterlegen. Es ist für das Schloss eine CL-1-

Schließung (identisch der Schließung für Laufkartenbehältnisse) zu 

verwenden. Andere Schließungen bedürfen der Absprache mit der 

Berufsfeuerwehr der Stadt Köln.  

 

5.3.26 Für das Objekt ist vor Aufnahme der Nutzung eine Brandschutzordnung (Teil 

A, B und C) nach DIN 14096 aufzustellen. 

 

5.4 Arbeitsschutzrecht 

5.4.1 Es ist die Gefährdungsbeurteilung nach § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 

unter Berücksichtigung der in § 3 BetrSichV genannten Punkte zu erstellen. 

Insbesondere sind die Gefährdungen, die mit der Benutzung der Anlage selbst 

und die durch Wechselwirkungen mit anderen Anlagen/Arbeitsmitteln, mit der 

Arbeitsumgebung oder mit Arbeitsstoffen hervorgerufen werden, zu 

berücksichtigen. 

 

5.4.2 Beim Umgang mit Baumaterialien oder Bodenaushub, die mit Gefahrstoffen 

kontaminiert sind, müssen die Bestimmungen der Technischen Regel für 

Gefahrstoffe TRGS 524 „Sanierung und Arbeiten in kontaminierten Bereichen“ 

und der DGUV Regel 101-004 (vormals BGR 128) „Kontaminierte Bereiche“ 

eingehalten werden. Insbesondere sind alle Einflussgrößen, die zu einer 

Gefährdung von Beschäftigten führen können, zu ermitteln und zu bewerten; 

angemessene Schutzmaßnahmen sind festzulegen und einzuhalten 

(Gefährdungsbeurteilung). Die Gefährdungsbeurteilung ist zu dokumentieren. 

 



 

 

72 

 

5.5 Naturschutzrecht 

5.5.1 Die Maßnahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplanes vom 19.03.2025 

(K-KL-KVA_Neubau-Merkenich_LBP_2025-03-19, aufgestellt Sept. 2024 bis 

März 2025) sind wie beschrieben umzusetzen, wobei abweichend zur 

Beschreibung der Maßnahme V2 die Ökologische Baubegleitung bereits vor 

Rodung und Baufeldfreimachung hinzuzuziehen ist, die 

Bauzeitenbeschränkung überwacht und auch während der Bauphase in 

Abständen auf Besonderheiten achten muss sowie die Anpflanzungen, 

Ansaaten und Dachbegrünung begleiten muss. Der kurze Abschlussbericht 

der durchgeführten Maßnahmen sowie der Bericht zur Rückumsiedlung der 

Mauereidechsen ist den Naturschutzbehörden (Untere Naturschutzbehörde 

der Stadt Köln und Höhere Naturschutzbehörde der Bezirksregierung Köln) 

nach erfolgreicher Umsetzung möglichst unverzüglich - spätestens 3 Monate 

nach Fertigstellung des Baukörpers - vorzulegen. 

 

5.5.2 Der Ausbuchungsbeleg von 75.705 Biotopwertpunkten aus dem Ökokonto der 

Stiftung Rheinische Kulturlandschaft ist spätestens 6 Monate nach 

Fertigstellung der Klärschlammverwertungsanlage der Höheren 

Naturschutzbehörde der Bezirksregierung Köln per E-Mail an 

„Dezernat51@brk.nrw.de“ unter Angabe des Aktenzeichens 51.2024-0008599 

mitzuteilen. 

 

5.5.3 Der Zeitpunkt des Entfernens der zwei Platanen (Baumnummern 00268 und 

511769) ist mindestens drei Werktage vor Aufnahme der Arbeiten dem 

Umwelt- und Verbraucherschutzamt der Stadt Köln schriftlich anzuzeigen. 
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5.5.4 Als Ersatz für die Entfernung sind Bäume der in Anhang B beigefügte 

Gehölzliste mit einem Stammumfang 18-20 cm auf dem Grundstück zu 

pflanzen. Sollte dies aus grundstücksbezogenen Gründen nicht möglich sein, 

ist dies dem Umwelt- und Verbraucherschutzamt der Stadt Köln unverzüglich 

mitzuteilen. Die Ersatzpflanzung ist innerhalb von drei Jahren nach 

Bekanntgabe dieses Bescheids durchzuführen. Die Fertigstellung der 

Ersatzpflanzung ist dem Umwelt- und Verbraucherschutzamt der Stadt Köln 

unaufgefordert schriftlich anzuzeigen. Zum Nachweis der Ersatzpflanzung 

sind bei der Abnahmemeldung ein Lageplan mit den Standorten der 

Ersatzpflanzungen, Fotos der gepflanzten Bäume sowie eine entsprechende 

Kaufbestätigung vorzulegen. 

 

5.5.5 Die Ersatzpflanzung bemisst sich gemäß § 10 Abs. 2 der Baumschutzsatzung 

der Stadt Köln nach dem Stammumfang des entfernten Baumes. Für jeden 

angefangenen Meter Stammumfang (gemessen in 1 m Höhe über dem 

Erdboden) des entfernten Baumes ist ein bodenständiger Ersatzbaum zu 

pflanzen. 

 

5.5.6 Gemäß § 39 Abs. 1 Nr.1 und 3 Bundesnaturschutzgesetz ist es verboten, 

wildlebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu 

fangen, zu verletzen oder zu töten sowie Lebensstätten wildlebender Tiere und 

Pflanzen ohne vernünftigen Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Weiterhin ist es im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 Bundesnaturschutzgesetz 

verboten, wildlebende Tiere der besonders geschützten Arten nachzustellen, 

sie zu fangen, zu verletzten, zu töten sowie Ihre Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

Sollten beispielsweise besetzte Vogelnester von der Fällung der zwei 

Plantanen betroffen sein, ist das weitere Vorgehen mit dem Umwelt- und 

Verbraucherschutzamt der Stadt Köln abzustimmen. Eine Fällung ohne 

vorherige Abstimmung ist unzulässig. 
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5.5.7 Der im Nahbereich des Bauvorhabens befindliche geschützte Baumbestand 

ist zu erhalten und während der Baumaßnahme nach DIN 18920 und der 

Richtlinien zum Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei 

Baumaßnahmen (R SBB) zu sichern. 

 

5.6 Hochwasserschutz – Arbeiten innerhalb der Schutzzone I und II der 

Hochwasserschutzanlage des Rheins 

5.6.1 Das Vorhaben ist gemäß den Antragsunterlagen unter Beachtung der 

Prüfbemerkungen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik unter 

Beachtung der einschlägigen DIN-Vorschriften, insbesondere der DIN 19712 

„Hochwasserschutzanlagen an Fließgewässern“ und den baurechtlichen 

Vorschriften sowie dem DWA-Merkblatt DWA-M 507-1 „Deiche an 

Fließgewässern, Teil 1 „Planung, Bau und Betrieb“ in der jeweils gültigen 

Fassung auszuführen.  

 

5.6.2 Wird die Anlage nicht mehr benötigt, oder ist die Genehmigung durch Widerruf 

oder aus einem anderen Grunde erloschen, so hat der Genehmigungsinhaber 

auf Verlangen und nach Angaben des Dezernats 54B der Bezirksregierung 

Köln in einer ihm gesetzten Frist die Anlage ganz oder teilweise auf seine 

Kosten zu beseitigen und den früheren Zustand wiederherzustellen. 

 

5.6.3 Änderungen und Abweichungen des Vorhabens, die sich aufgrund von neuen 

Erkenntnissen im Rahmen der Ausführung ergeben, sind vor ihrer 

Durchführung dem Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln schriftlich 

anzuzeigen. 

 

5.6.4 Bauarbeiten im Überschwemmungsgebiet sind grundsätzlich in der Zeit vom 

01. April bis zum 31. Oktober durchzuführen. 
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5.6.5 Es ist ein Hochwasseralarmplan zu erstellen und der Bezirksregierung Köln 

und den StEB Köln zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung kann mit 

weiteren Nebenbestimmungen versehen werden. Eine Kopie des 

Hochwasser-Alarmplanes ist auf der Baustelle vor Ort bereit zu halten. In 

diesem Plan müssen Erläuterungen zu folgenden Punkten getroffen werden: 

▪ Die Überwachung der Baustelle in Bezug auf eintretendes Hochwasser 

ist jederzeit, auch über das Wochenende und an Feiertagen zu 

gewährleisten. Das Gleiche gilt für bauzeitliche Stillstände, z. B. durch 

Betriebsferien. 

▪ Eine entsprechende Rufbereitschaft ist einzurichten. Die Namen der 

zuständigen Ansprechpartner*innen und deren Rufnummern sind im 

Hochwasser-Alarmplan aufzuführen. 

▪ In diesem Plan sind die Vorkehrungen zur Sicherung der Baustelle bei 

eintreten der Hochwassergefahr, abgestimmt auf den jeweiligen 

Bauzustand, zu beschreiben. 

▪ Dem Hochwasser-Alarmplan sind Lagepläne mit den erforderlichen, 

hochwasserfreien Ausweichlagerflächen für zu räumende 

Baustelleneinrichtung, etc., sowie der Abgrenzung des festgesetzten 

Überschwemmungsgebietes beizufügen. 

Der Genehmigungsinhaber trägt die Verantwortung zur Sicherung der 

Baustelle bei einem auftretenden Hochwasser. Bei der Planung und 

Ausführung der Bauarbeiten einschließlich aller Bauzustände muss dies 

berücksichtigt werden. 

 

5.6.6 Während der Bauzeit ist die Beobachtung des Rheinpegels Köln zur 

Beurteilung der Hochwassergefahr eigenverantwortlich durchzuführen und die 

Wasserstände sind nachvollziehbar unter Beachtung des 

Wasserstandverlaufes (Steigrate, Ganglinie) zu dokumentieren. Pegelstände 

sind im Internet unter: http://www.hochwasser-rlp.de/ zu finden. 

 

http://www.hochwasser-rlp.de/
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5.6.7 Unabhängig von der Bauzeit ist sicherzustellen, dass genügend Personal und 

Geräte bereitgehalten werden, um die Baustelle bei eintretender 

Hochwassergefahr unverzüglich zu sichern. 

 

5.6.8 Treibgut und Geschwemmsel, das sich an der Anlage oder den zugehörigen 

Verankerungseinrichtungen fängt – auch während der Abbruch- und Bauzeit, 

ist zu entfernen und ordnungsgemäß zu entsorgen. Das entfernte Treibgut darf 

weder im Überschwemmungsgebiet abgelagert, noch wieder zurück ins 

Gewässer verbracht werden. 

 

5.6.9 Baubeginn und Fertigstellung sind dem Dezernat 54B der Bezirksregierung 

Köln und den StEB Köln spätestens 14 Tage vorher schriftlich, per E-Mail an 

dunja.zaulick@brk.nrw.de und StEB-Hochwasserschutzanlagen@steb-

koeln.de anzuzeigen. 

 

5.6.10 Mit der Baubeginnanzeige sind dem Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln 

und den StEB Köln die Namen und der Sitz der bauausführenden Firma sowie 

der Name der verantwortlichen Bauleiterin bzw. des verantwortlichen 

Bauleiters und deren bzw. dessen Rufnummern anzugeben. Die 

Überwachung der Baustelle mit fachkundigem Personal ist zu gewährleisten. 

Ferner sind mit der Baubeginnanzeige folgende Unterlagen einzureichen: 

▪ Aktueller Baustelleneinrichtungsplan, 

▪ Aktueller Bauzeitenplan, 

▪ Hochwasseralarmplan und 

▪ Prüfbericht Statik. 

 

mailto:dunja.zaulick@brk.nrw.de
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5.6.11 Spätestens zwei Wochen vor Baubeginn ist der Prüfbericht über die geprüfte 

Statik einer/s unabhängigen Sachverständigen bei dem Dezernat 54B der 

Bezirksregierung Köln einzureichen. Die Statik muss den 

Standsicherheitsnachweis unter Berücksichtigung des Lastfalls eines 100-

jährlichen Hochwassers und den Nachweis der hierbei erforderlichen 

Auftriebssicherheit beinhalten. 

 

5.6.12 Lediglich die für die aktuelle Bauphase unmittelbar erforderliche 

Baustelleneinrichtung, einschließlich der dabei benötigten Baumaterialien, 

darf im Überschwemmungsgebiet bereitgestellt und zwischengelagert werden. 

Nicht unmittelbar benötigte Baumaterialien und -geräte von vorherigen, bereits 

abgeschlossenen Bauphasen oder von zukünftigen, noch nicht begonnenen 

Bauphasen sind außerhalb des Überschwemmungsgebietes zu lagern. 

 

5.6.13 Der bei der Bauausführung anfallende, fortan nicht mehr benötigte 

Bodenaushub bzw. das Abbruchmaterial ist laufend mit dem Baufortschritt aus 

dem Überschwemmungsgebiet zu entfernen. 

 

5.6.14 Die Arbeiten sind so durchzuführen, dass Gewässereintrübungen sowie das 

Eindringen von wassergefährdenden Stoffen, z. B. Schmier- oder Treibstoffe, 

in das Gewässer und den Boden verhindert werden. Die Lagerung von 

wassergefährdenden Stoffen hat außerhalb des Überschwemmungsgebietes 

zu erfolgen. 

 

5.6.15 Das Betanken der am Einsatzort eingesetzten Baufahrzeuge und -maschinen 

hat auf befestigten Flächen außerhalb des Überschwemmungsgebietes zu 

erfolgen. 
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5.6.16 Auslaufende wassergefährdende Stoffe sind unverzüglich mit Ölbindemittel 

abzustreuen. Das Umwelt- und Verbraucherschutzamt der Stadt Köln und das 

Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln sind unverzüglich zu informieren. 

Ölbindemittel ist in ausreichender Menge jederzeit auf der Baustelle 

bereitzuhalten. 

 

5.6.17 Die im Rahmen der Maßnahme beanspruchten Baugruben, Rohrgräben und 

Arbeitsräume sind nach der Fertigstellung der Bauarbeiten mit geeignetem, in 

der Bodenart dem anstehenden Boden entsprechenden Bodenmaterial in 

Lagen von max. 0,3 m Höhe unter sorgfältiger Verdichtung ohne 

Veränderungen des ursprünglichen Geländeniveaus wieder zu verfüllen. Die 

Oberflächen sind erosionssicher wieder herzustellen. 

 

5.6.18 Die Hochwasserschutzanlagen müssen freigehalten und jederzeit, auch 

während der Durchführung der Bauarbeiten, mit Betriebsfahrzeugen über 

einen befahrbaren und befestigten Weg angefahren werden können, damit 

eine Überprüfung und Wartung der Anlagen stattfinden kann. Beidseitig der 

Hochwasserschutzanlage ist diese mindestens 4 m (gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 1 

der Ordnungsbehördliche Verordnung zum Schutz der Deiche und sonstigen 

Hochwasserschutzanlagen an den Gewässern erster Ordnung und zweiter 

Ordnung und jeweils deren Rückstaubereichen im Regierungsbezirk Köln vom 

28.10.2022) von jeglicher Bebauung freizuhalten. Die 

Hochwasserschutzanlage und der zuvor genannte Bereich dürfen nicht 

überbaut werden. 

 

5.6.19 Da im betroffenen Bereich mobile Hochwasserschutzelemente angedient 

und/oder aufgebaut werden müssen, ist sicherzustellen, dass dies zu jedem 

Zeitpunkt im Fall eines unerwarteten Hochwasserereignisses ungehindert 

erfolgen kann. Die Zugänglichkeit muss für die StEB Köln bzw. den von Ihr 

beauftragten Unternehmen jederzeit gewährleistet sein. Die Zuwegungen zur 

Andienung der Mobilelemente müssen mit den StEB Köln frühzeitig 

abgestimmt werden. 
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5.6.20 Baustelleneinrichtungsflächen sind mit den StEB Köln vor Baubeginn 

abzustimmen. 

 

5.6.21 Den Vertreter*innen der StEB Köln muss während der Bauarbeiten jederzeit 

die Gelegenheit gegeben werden, die Arbeiten ohne Vorankündigung in 

unmittelbarer Nähe der Hochwasserschutzanlagen einsehen zu können. 

 

5.6.22 Sofern sich während der Bauausführung ein Hochwasser einstellt, ist 

sicherzustellen, dass die geschützten Ortslagen nicht durch aufsteigendes 

Grundwasser aus der Baugrube geflutet werden. In Baugruben mit 

durchstoßenen bzw. ausgehobenen Deckschichten stellt sich schnell eine 

offene Wasserfläche ein. Bei Hochwasser steigt das Grundwasser in 

Abhängigkeit vom Rheinwasserstand und der Entfernung zum Rhein zeitlich 

verzögert an. Aufgrund der unmittelbaren Nähe des Bauvorhabens zum Rhein 

werden sich hieraus kaum Minderungen zwischen Rhein- und 

Grundwasserstand ergeben. 

 

5.6.23 Infolge des geplanten Bauvorhabens und der Bauarbeiten darf keine Be- oder 

Entlastung auf die Hochwasserschutzanlagen einwirken. Dies ist den StEB 

Köln nachzuweisen. 

▪ DenStEB Köln sind alle Planunterlagen und Nachweise zu allen 

Arbeiten vorlegen, die einen Einfluss auf die Hochwasserschutzanlage 

haben können. Die Vereinbarkeit der geplanten Baumaßnahme mit der 

Standsicherheit und Gebrauchstauglichkeit der 

Hochwasserschutzanlage ist nachzuweisen. Hierunter fallen auch 

Unterlagen für erforderliche Baugruben, Baugrubenverbaue und alle 

dazugehörigen Nachweise (Geotechnische-, Standsicherheits- und 

Gebrauchstauglichkeitsnachweise) für alle Bauphasen. 

▪ Die v. g. Unterlagen sind durch eine/n zugelassene/n Prüfingenieur/in 

für Baustatik und Geotechnik zu prüfen und die Prüfberichte den StEB 

Köln und dem Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln vorzulegen. 

Bestandsunterlagen der Hochwasserschutzanlagen stellen die StEB 
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Köln auf Anforderung per E-Mail (StEB-

Hochwasserschutzanlagen@steb-koeln.de) kostenfrei zur Verfügung. 

 

5.6.24 Den StEB Köln ist vor Baubeginn ein Bauzeitenplan vorzulegen, damit die 

StEB Köln die Arbeiten im Bedarfsfall vor Ort begleiten kann. Bei 

unvorhersehbaren Ereignissen, die keine Aufschiebung erlauben, wie zum 

Beispiel Hochwasser, sofort erforderlich werdende Bauwerksprüfungen, 

dringende Reparaturarbeiten o. ä., sind nach Aufforderung durch die StEB 

Köln die Arbeiten einstellen und die Baustelle bzw. seinen/ihren Arbeitsbereich 

zu räumen.  

 

5.6.25  Vor und nach Beendigung der Arbeiten ist eine Zustandsfeststellung der 

Hochwasserschutzanlage im Einflussbereich seines/ihres Vorhabens durch 

eine/n öffentlich bestellte/n und vereidigte/n Sachverständige/n durchführen 

zu lassen. Die Dokumentation hat mittels aussagekräftiger Fotodokumentation 

und Beschreibung zu erfolgen und ist als pdf-Datei den StEB Köln per E-Mail 

(StEB-Hochwasserschutzanlagen@steb-koeln.de) zu übersenden.  

 

5.6.26 Bei sämtlichen Bauarbeiten sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, damit 

Erschütterungen und Bewegungen im Erdreich vermieden werden. 
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5.6.27 Die Hochwasserschutzanlage darf nur mittels bauaufsichtlich zugelassener 

Systeme durchdringt werden.  Die zur Ausführung kommenden Stoffe und 

Stoffsysteme unterliegen den Anforderungen der ZTV-ING (Zusätzliche 

Vertragsbedingungen und Richtlinien für Ingenieurbauten) bzw. der dort 

genannten weiterführenden Regelwerke. Ferner gelten die einschlägigen 

Vorschriften und Regelungen für die entsprechend ausgeführten Gewerke. Die 

Durchdringungen müssen gegen drückendes Wasser grundsätzlich 

planmäßig mit aufeinander abgestimmten Systemen druckwasserdicht 

ausgebildet werden. Vor Baubeginn sind den StEB Köln Produktdatenblätter 

der verwendeten Materialien (wasserdichter Beton, Gliederkettendichtungen 

usw.) zur Verfügung zu stellen.  

Die Durchdringungen sind durch eine/n Prüfingenieur/in für Baustatik zu 

kontrollieren und abzunehmen. Die entsprechende Dokumentation ist den 

StEB Köln zu übergeben.  

Vor Baubeginn ist mit den StEB Köln eine rechtliche Regelung (z. B. 

Kreuzungsvereinbarung) abzuschließen. Eine beiderseits anerkannt und 

unterschriebene Regelung ist zwingend erforderlich. Bei parallel zur 

Hochwasserschutzanlage geführten Leitungen sind diese den StEB Köln 

anzuzeigen. Ob hierfür eine rechtliche Regelung (z. B. Vereinbarung) mit den 

StEB Köln erfolgen muss wird im Einzelfall von den StEB Köln entschieden 

 

5.6.28 Verankerungen für Baugrubenverbaue sind außerhalb der 

Hochwasserschutzbauwerke zu planen, eine Befestigung an den 

Hochwasserschutzanlagen ist nicht zugelassen. 

 

5.6.29 Sämtliche Schäden, die den StEB Köln durch den Bau, den Betrieb, die 

Unterhaltung, die Änderung, die Erneuerung oder die Entfernung der 

Maßnahme entstehen, sind zu ersetzen. Diese Verpflichtung gilt auch für 

solche Schäden, die Dritten durch den Bau, den Betrieb, die Unterhaltung, die 

Änderung, die Erneuerung oder die Entfernung seiner/ihrer Maßnahme 

entstehen, soweit für diese Schäden die StEB Köln dem Dritten gegenüber 

ohne eigenes Verschulden haftbar sind. 
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5.6.30 Eine technische Prüfung ist unverzüglich nach Fertigstellung der Arbeiten 

schriftlich bei den StEB Köln zu beantragen. Alle Bauteile, die später verdeckt 

oder bei der Schlussabnahme nicht mehr eingesehen werden können, 

bedürfen einer vorherigen Begutachtung durch die StEB Köln. Alle Arbeiten im 

Bereich der Hochwasserschutzanlagen, insbesondere der später verdeckten 

Bauteile, sind mittels Fotos und einer kurzen Beschreibung zu dokumentieren 

und als pdf-Datei, als Voraussetzung zur technischen Prüfung, vorzulegen. 

Hierbei ist insbesondere bei Durchdringungen darauf zu achten, dass eine 

aussagekräftige Dokumentation inkl. Hersteller- und Produktangabe der 

verwendeten Einbauteile erstellt wird. 

 

5.6.31 Den StEB Köln sind Bestandspläne (Fortschreibung der Bestandspläne der 

StEB Köln) digital (in Form von dxf-Dateien und als pdf-Datei) und einfach in 

Papierform zu übergeben. Das Papierexemplar ist mit dem Vermerk "Die 

Übereinstimmung der örtlichen Verhältnisse mit den Eintragungen in den 

Planunterlagen wird bescheinigt" (einschließlich Unterschrift) zu versehen. 

Darin sind das vorhandene Bauwerk sowie die Ausführung 

(Leitung/Anlage/Einrichtung) mit Maßen in Bezug auf den Bestand der 

Hochwasserschutzbauwerke darzustellen. Ferner sind in dieser Zeichnung 

alle verarbeiteten Materialien, sonstige Spezifikationen sowie 

Eigentümer*innen, Ansprechpartner*innen usw. der 

Leitungen/Anlagen/Einrichtungen aufgeführt. 
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5.6.32 Sollten Kampfmitteluntersuchungen in den Deichschutzzonen I und II 

erforderlich werden, sind die Bohrungen mit geeignetem Material (z. B: den 

Tonpellets) kraftschlüssig zu verfüllen. Hierzu kann nach lagenweiser 

Verfüllung des Bohrlochs die Verfüllung mittels Bohrschnecke angedrückt 

werden, um Hohlräume und spätere Setzungen zu vermeiden. Durch die 

Verwendung von Tonpellets bei fachgerechter Ausführung wird eine 

senkrechte Dränage durch die Bohrlöcher vermieden. Sollten in dem Bereich 

größere Erdarbeiten erforderlich werden, so müssen diese mit einem 

entsprechendem Verbau und ggf. einem statischen Nachweis für die 

Hochwasserschutzanlage einhergehen. Hierbei ist in jedem Fall Rücksprache 

mit der StEB Köln zu halten. 

 

5.6.33 Bei Nahen einer Hochwasserwelle ist sich über den geplanten 

Einsatzzeitpunkt bei den StEB Köln zu informieren und es sind Maßnahmen 

zu ergreifen, um frühzeitig die Baustelle zu beräumen. 

 

5.6.34 Über die vor der Maßnahme befindliche Hafenstraße wird zudem 

Hochwasserschutzmaterial weiterer sechs mobiler Maßnahmen 

antransportiert. Daher muss die Zuwegung Hafenstraße und der Bereich vor 

den anderen mobilen Maßnahmen bei einem nahenden relevanten 

Hochwasser auf gesamter Länge frei von Materiallagerungen oder Geräten 

geräumt werden. Die (wiederhergestellte) Oberfläche der Baugrube muss die 

Befahrung mit Radladern/Gabelstaplern ermöglichen. 

 

5.6.35 Eine Einschränkung der Zugänglichkeit des Ölhafens Köln-Niehl II (z. B. zur 

Sicherung des Baustellengeländes) darf nicht erfolgen bzw. es muss dafür 

gesorgt werden, dass den Hochwasserschutzbeteiligten jederzeit Zugang 

ermöglicht wird. Dies beinhaltet auch die Zeiträume ohne Hochwasserereignis. 

 

5.6.36 Die Deichquerung durch die Schlammleitung vom Hafen Niehl 2 zum 

Klärschlammbunker der KVA ist unverzüglich nach Fertigstellung der Arbeiten 

vom Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln abnehmen zu lassen. 
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5.6.37 Bei Abweichungen von den Plänen und Inhalten dieser Genehmigung sind 

dem Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln bei der Abnahme des 

Bauvorhabens Bestandspläne in 2-facher Ausfertigung auszuhändigen. Diese 

sind jeweils mit dem Vermerk „Die Übereinstimmung der örtlichen Verhältnisse 

mit den Eintragungen in den Planunterlagen wird bescheinigt“ und einer 

Unterschrift des/der Genehmigungsinhabers/-inhaberin und des/der 

Entwurfsverfassers/-verfasserin zu versehen. 

 

5.6.38 Bei Übereinstimmung der Ausführungen mit den Plänen und Inhalten dieser 

Genehmigung ist dem Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln bei der 

Abnahme des Bauvorhabens eine Bescheinigung mit dem Vermerk „Die 

Übereinstimmung der örtlichen Verhältnisse mit den Unterlagen der erteilten 

Genehmigung wird bescheinigt“ und einer Unterschrift des/der 

Genehmigungsinhabers/-inhaberin und des/der Entwurfsverfassers/-

verfasserin zu versehen. 

 

 

6 Hinweise 

6.1 Der vorliegende Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der 

behördlichen Entscheidungen, welche nach § 13 BImSchG nicht von der 

Genehmigung eingeschlossen werden. 

 

6.2 Nach § 15 Abs. 1 BImSchG ist jede Änderung der Lage, der Beschaffenheit 

oder des Betriebs der Anlage der Überwachungsbehörde mindestens einen 

Monat vor Beginn der Änderung schriftlich anzuzeigen, wenn sich die 

Änderung auf die in § 1 BImSchG genannten Schutzgüter auswirken kann. 

 

6.3 Wesentliche Änderungen, die sich nachteilig auf die Schutzgüter auswirken 

können und für die Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erheblich sein 

können, bedürfen gemäß § 16 Abs. 1 BImSchG einer Genehmigung. 
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6.4 Die ordnungsbehördliche Verordnung über die unverzügliche Anzeige von 

umweltrelevanten Ereignissen beim Betrieb von Anlagen (Umwelt-Scha-

densanzeige-Verordnung) vom 21. Februar 1995 (GV. NRW. S. 196 / SGV. 

NRW. 28) ist zu beachten.  

 

6.5 Zur Erfüllung der Nebenbestimmung 5.3.1 muss ein entsprechender Antrag 

beim  Ordnungsamt der Stadt Köln gestellt werden. 

 

6.6 Zur Erfüllung der Nebenbestimmung 5.1.4 wird auf die Erlaubnispflichten bei 

Bodendenkmälern nach dem § 15 Denkmalschutzgesetz NRW verwiesen.   

 

6.7 Auf die Pflichten zur Vorankündigung nach § 2 der Verordnung über Sicherheit 

und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustellenverordnung - BaustellV) 

wird hingewiesen.  

 

6.8 Auf die Koordinierungspflicht nach § 3 der BaustellV wird hingewiesen. 

Anforderungen an die fachliche Eignung von Koordinatoren sind den „Regeln 

für Arbeitsschutz auf Baustellen“ (RAB 30) zu entnehmen. 

 

6.9 Der Überwachungsbehörde ist der Zeitpunkt der beabsichtigten Stilllegung 

(Außerbetriebnahme) von genehmigungsbedürftigen Anlagen unverzüglich 

schriftlich anzuzeigen (§ 15 Abs. 3 BImSchG). 

 

6.10 Der Baubeginn ist dem zuständigen Bauaufsichtsamt mindestens eine Woche 

vorher anzuzeigen.  

 

6.11 Die abschließende Fertigstellung des Gebäudes bzw. der baulichen Anlage ist 

dem zuständigen Bauaufsichtsamt mindestens eine Woche vorher 

anzuzeigen.  
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6.12 Hinsichtlich der angestrebten zweiten Teilgenehmigung wird auf die 

Genehmigungsbedürftigkeit der Indirekteinleitung der Brüdenkondensate 

nach § 58 WHG hingewiesen. Im Rahmen dieses Verfahrens ist ein Nachweis 

gemäß Teil D Absatz 2 des Anhangs 2 der Abwasserverordnung zu führen. 

 

6.13 Es wird darauf hingewiesen, dass für eine evtl. benötigte Bauwasserhaltung 

eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß § 8 WHG für die Einleitung des 

anfallenden Abwassers benötigt wird. In diesem Fall ist das Dezernat 54A der 

Bezirksregierung Köln die zuständige Behörde. 

 

6.14 Zur Erfüllung der Nebenbestimmung 5.6.36 muss ein schriftlicher 

Abnahmeantrag beim Dezernat 54B der Bezirksregierung Köln gestellt 

werden.   

 

6.15 Das geplante Bauvorhaben liegt im sogenannten Planfeststellungsabschnitt 8 

der Hochwasserschutzanlagen in Köln bei ca. Rhein-km 698,8 linksrheinisch. 

Im Rahmen des Hochwasserschutzkonzepts der Stadt Köln wurde der 

Hochwasserschutz für den o. g. Bereich auf 11,90 m KP (44,89 m NHN, 

DHHN2016) angepasst. Der im vorigen Jahrhundert (1926 und 1995) am 

Kölner Pegel gemessene Höchstwasserstand von 10,69 m KP entspricht ca. 

43,68 m NHN (DHHN2016) im Bereich des Bauvorhabens. Es ist jedoch nicht 

auszuschließen, dass sich die Rheinwasserstände langjährig ändern können. 

Eine Gewähr für die tatsächlichen Wasserstände kann somit nicht 

übernommen werden. 

 

6.16 Die Hochwasserschutzanlage der StEB Köln besteht in dem Bereich aus einer 

Spundwand Larssen 600 mit U-Profil-Abdeckung als Tiefengründung bis auf 

ca. 37,99 mNHN. Sie verläuft wasserseitig der Straße und entlang der 

Böschungsoberkante zum Hafenbecken. Die Oberkante der Spundwand liegt 

auf 44,99 mNHN. 
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6.17 Die in Hinweis 6.16 genannte Maßnahme wird - abhängig vom individuellen 

Hochwasserverlauf - im Ereignisfall deutlich früher aufgebaut. Als 

Orientierungsgröße für den Beginn der Materialanlieferung kann hier 

9,40 mKP verwendet werden. Dieser Wert ist nicht verbindlich; der 

tatsächliche Aufbauvorgang kann auch früher beginnen. 

 

6.18 Im Hinblick auf die ab dem 01.01.2029 geltende Pflicht zur 

Phosphorrückgewinnung nach § 3 Abs. 1 AbfKlärV wird darauf verwiesen, 

dass geeignete Vorkehrungen zur Dokumentation, Analyse und Rückführung 

der Phosphorfraktionen sicherzustellen sind. 

 

6.19 Im Rahmen der Baumaßnahme anfallenden Abfälle unterliegen den 

Grundpflichten des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und sind 

ordnungsgemäßen zu entsorgen. 

 

6.20 Im Rahmen der Maßnahme ausgehobener kontaminierter Boden sowie 

ausgehobener nicht kontaminierter Boden, der nicht an Ort und Stelle für 

Bauzwecke verwendet wird, sind nach § 2 Abs. 2 Nr. 10 und 11 KrWG als 

Abfall zu betrachten. 

 

6.21 Ob es sich im Einzelfall bei der Entsorgung der tatsächlich angefallenen 

Abfälle um eine stoffliche Verwertung, eine energetische Verwertung bzw. um 

eine Beseitigung handelt, kann nur in einer abfall- und verfahrensspezifischen 

Einzelfallprüfung nach den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

(KrWG) und ggf. den hierzu erlassenen Rechtsvorschriften erfolgen. 

 

 

7 Antragsunterlagen 

Lfd. Nr. Unterlagen 

1 BImSchG-Formular 1 (Antragsformular) 
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Lfd. Nr. Unterlagen 

2 Kurzbeschreibung des Vorhabens 

3 Erläuterungen zum Antragsgegenstand 

4 Angaben zum Standort 

5 Betriebsbeschreibung 

6 BImSchG-Formulare 2-8 

7 Fließbilder 

8 Angaben zum Immissionsschutz 

9 Angaben zu den Abfällen 

10 Angaben zum Abwasser 

11 Angaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

12 Angaben zur Anlagensicherheit  

13 Angaben zum Arbeitsschutz 

14 Sicherheitsdatenblätter 

15 Angaben zur Energieeffizienz 

16 Angaben zur Betriebseinstellung 

17 Angaben zur Betriebssicherheitsverordnung 

18 Wasserrechtliche Genehmigungen 

19 Angaben zu Boden und Grundwasser 

20 UVP-Bericht 

21 Fachgutachten 

22 Anzeige nach § 49 Wasserhaushaltsgesetz 

23 Antrag nach § 7 Deichschutzverordnung 

24 Bauantragsunterlagen 
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8 Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage beim 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 48143 Münster 

erhoben werden.   

 

 

 

Im Auftrag  

gez. Sebastian Schroiff 
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Anhang A  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kennzeichnung Schlauanschlussleitungen 

Kennzeichnung Entnahmestelle trocken 
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Anhang B – Ersatzpflanzungsliste der Stadt Köln  
 

(Liste auf den nächsten Seiten) 



Seite 13 

 Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Köln vom 27.07.2023 

Anlage 1 
(zu § 10 Abs. 2 der Baumschutzsatzung der Stadt Köln vom 18.07.2023) 

Liste möglicher Ersatzpflanzungen 

Hochwachsende Bäume (Endhöhe über 20 m) 
Acer platanoides Spitz-Ahorn 
Aesculus x carnea Rotblühende Kastanie 
Alnus glutinosa Schwarz-Erle 
Castanea sativa Essbare Kastanie 
Celtis australis Südlicher Zürgelbaum 
Fagus sylvatica Rot-Buche 
Fagus sylvatica 'Purpurea Latifolia' Blut-Buche 
Juglans regia Walnuss 
Quercus cerris Zerr-Eiche 
Quercus petraea Trauben-Eiche 
Quercus robur Stiel-Eiche 
Tilia cordata Winter-Linde 
Tilia platyphyllos Sommer-Linde 
Tilia tomentosa Silber-Linde 
Ulmus laevis Flatter-Ulme 

Mittelhochwachsende Bäume (Endhöhe bis 20 m) 
Acer campestre Feld-Ahorn 
Acer rubrum Rot-Ahorn 
Alnus cordata Italienische Erle 
Alnus incana Grau-Erle 
Carpinus betulus Hainbuche 
Carpinus betulus 'Fastigiata' Pyramiden-Hainbuche 
Corylus colurna Baum-Hasel 
Morus alba Weißer Maulbeerbaum 
Morus nigra Schwarzer Maulbeerbaum 
Ostrya carpinifolia Gewöhnliche Hopfen-Buche 
Prunus avium Vogel-Kirsche 
Quercus robur 'Fastigiata Koster' Säulen-Eiche 
Sorbus domestica Speierling 
Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere 
Sorbus torminalis Elsbeere 
Ulmus 'Sapporo Autumn Gold' Gelbe Resista Ulme 
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 Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Köln vom 27.07.2023 

Hochstämmige alte Obstsorten 
Äpfel (Malus domestica): 
Alkmene 
Goldrenette Freiherr von Berlepsch 
Geheimrat Dr. Oldenburg 
Goldparmäne 
Gravensteiner 
Jakob Lebel 
Kaiser Wilhelm 
Rheinischer Krummstiel 
Rheinischer Winterrambur 
Rheinischer Bohnapfel 
Rheinische Schafsnase 
Roter Bellefleur 
Rote Sternrenette 
Rubinette 
Schöner von Boskoop 

Birnen (Pyrus communis): 
Alexander Lucas 
Gute Graue 
Gute Luise 
Köstliche aus Charneux 
Petersbirne 

Pflaumen (Prunus domestica): 
Bühler Frühzwetsche 
Ersinger Frühzwetsche 
Große Grüne Reneklode 
Hauszwetsche 
Wangenheims Frühzwetsche 

Süßkirschen (Prunus avium): 
Dönissens Gelbe Knorpelkirsche 
Große Prinzessinkirsche 
Große Schwarze Knorpelkirsche 
Hedelfinger Riesenkirsche 
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 Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Köln vom 27.07.2023 

Anlage 2 
(zu § 10 Abs. 3 der Baumschutzsatzung der Stadt Köln vom 18.07.2023) 

Bemessung der Kompensation für die Entfernung geschützter Bäume mit 
Ersatzpflanzungen  

Stammumfang bis 99 cm 100 bis 
199 cm 

200 bis 
299 cm 

300 bis 
399 cm 

400 bis 
499 cm 

Anzahl 1 3 5 7 9 

Qualität 
Hochstamm oder Stammbusch mit Stammumfang (StU) 
18/20 cm bei hoch- und mittelhochwachsenden 
Gehölzen bzw. 16/18 cm bei Obstgehölzen 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen hingewiesen. 

§ 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung lautet:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungs–
pläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt."

Köln, den 18.07.2023 In Vertretung 
Blome 
Stadtdirektorin 


